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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
III/WM003  III/002/2014 
 
Kriminal- und Unfallstatistik in Erlangen 2013 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Stadtrat 26.06.2014 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Vortrag zur Kriminal- und Unfallstatistik in Erlangen 2013 dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Der Dienststellenleiter der Polizeiinspektion Erlangen-Stadt, Herr Polizeidirektor Adolf Blöchl  
erläutert die Kriminal- und Unfallstatistik in Erlangen 2013.  
 
 
Anlagen: -/- 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V-2227 Frau Dr. Elisabeth Preuß V/002/2014 
 
Weiterführung des Runden Tisches Flüchtlinge 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Stadtrat 26.06.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Ausländerbeirat, 33, 50 
 
 

I. Antrag 
 
Der Stadtrat bekräftigt den Beschluss vom Mai 2011 und unterstützt den „Runden Tisch Flüchtlin-
ge“ weiterhin dabei, die Vernetzung und den Austausch aller Akteure im Bereich „Betreuung von 
Flüchtlingen“ zu begleiten und regelmäßige Treffen zu organisieren. 
 
 

II. Begründung 
 
Die Einrichtung des Runden Tisches Flüchtlinge wurde auf Antrag des Ausländer- und Integrati-
onsbeirats am 26.Mai 2011 einstimmig im Stadtrat verabschiedet. Mit den Kommunalwahlen vom 
März 2014 ist seit Anfang Mai ein neugewählter Stadtrat im Amt. Um dem Runden Tisch auch für 
die nächsten Jahre eine entsprechende Legitimation zu erteilen, wünscht sich das Gremium einen 
erneuerten Stadtratsbeschluss.  
Der Runde Tisch tagt zwei Mal jährlich. Teilnehmer sind u. a. Polizei, städtische Ämter 
(u. a. VHS/Jugendamt/Sozialamt/Bürgeramt), Ausländerbeirat, Flüchtlingsorganisationen, Kirchen-
vertreter, interessierte Bürgerinnen und Bürger. 
Im Einzelfall werden je nach Tagesordnung auch Gäste eingeladen: z. B. das Gesundheitsamt, 
Vertreter der Regierung von Mittelfranken oder des zuständigen Staatsministeriums. 
Aus dem „Runden Tisch“ kommen regelmäßig Anträge, z. B. zur Abschaffung von Lebensmittelpa-
keten. Diese wurden oft von Fraktionen aufgegriffen und als Fraktionsanträge gestellt. Dieses Ver-
fahren sichert den Akteuren des „Runden Tisches“ die Möglichkeit einer nachhaltigen Arbeit. 
Erfreulicherweise ist der Teilnehmerkreis in den vergangenen drei Jahren stetig gewachsen, was 
deutlich macht, dass die Aufnahme von Flüchtlingen in Erlangen, deren Betreuung und Integration 
in weiten Teilen der Bevölkerung anerkannt und als gesamtgesellschaftliche Aufgabe gesehen 
wird. 
 
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/40-2/WM014 Schulverwaltungsamt 40/003/2014 
 
IT an Erlanger Schulen - Konzept Schule 2015+ 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Schulausschuss 03.06.2014 Ö Gutachten einstimmig angenommen 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 25.06.2014 Ö Gutachten  

Stadtrat 26.06.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
eGov, Amt 20  
 
 
 

I. Antrag 
Der Überblick über die Gesamtkosten für Schul-IT im städtischen Haushalt wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Gesamtkosten sollen in der mittelfristigen Finanzplanung berücksichtigt werden  
Dem Finanzierungskonzept „Schule 2015+“ für IT an Schulen wird zugestimmt.  
Die Verwaltung wird beauftragt den Ausbau der IT an Schulen dem Konzept entsprechend weiter-
zuführen und die zusätzlich notwendigen Haushaltsmittel für 2015 ff. anzumelden.  
 
 

II. Begründung 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Die im Rahmen der Bildungsoffensive kommunizierten Ziele der Stadt Erlangen sind die Wei-
terentwicklung des IT-Schulkonzepts, die Definition und Umsetzung von Grundstandards für 
die IT-Infrastruktur einzelner Schultypen, die Ausarbeitung eines Servicekonzeptes und die an-
gemessene Ausstattung der Schulen. Dabei ist die Ermöglichung einer Weiterentwicklung zu-
kunftsorientierten, mediengestützten Unterrichts insbesondere mit den 4 Erlanger Medienrefe-
renzschulen von entscheidender Bedeutung. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Um Investitionssicherheit zu erhalten und das IT-Konzept fortzuschreiben, wurde 2011 die Pro-
jektgruppe „Schule 2015+“ mit externer Begleitung durch die Fa. Accenture eingerichtet. Die 
Ergebnisse einer durchgeführten Bedarfsanalyse an den Schulen wurden im Schulausschuss 
vom 14.03.2013 präsentiert. Zudem tauschen sich die Akteure der Gruppe seit Juli 2013 mit 
von den Schulen bestimmten Vertretern aller Schularten, der medienpädagogisch-
informationstechnischen Beratung und externen Experten in einem Innovationszirkel aus. Auf 
diesem Wege soll die zielgerichtete ständige Weiterentwicklung des IT-Konzeptes sowie der 
effiziente Einsatz knapper Ressourcen sichergestellt werden. 
 
Um über 2014 hinaus Planungssicherheit zu erhalten und gemeinsam mit KommunalBIT wich-
tige Weichenstellungen vornehmen zu können, soll das Finanzierungskonzept „Schule 2015+“ 
verabschiedet werden. 
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3. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Gesamtüberblick über die Kosten der Schul-IT im weiteren Sinne im städtischen Haus-
halt: 
 
 

• Umsetzung des Konzepts zur IT-Betreuung an städtischen und staatlichen Schulen aus 
2010 (Stadtratsbeschluss vom 24.06.2010) 

Zuständigkeit: 
Fachbereich Schul-IT bei KommunalBIT,  
Amt 40 ist seit 01.01.2014 Auftraggeber (zuvor eGovernment-Center) 
 
Aufgabenbereich: 
KommunalBIT beschafft im Auftrag des Sachaufwandsträgers für die Schulen IT-Hardware 
im engsten Sinne (PC, Drucker etc.), Standardsoftware (Office, Notenmanager etc.), IT-
Zubehör (Router, Switches etc.) und sorgt für die Bereitstellung externer Internetanbindun-
gen. 
 
Zuordnung im Haushalt: 
Die Stadt Erlangen mietet diese IT-Ausstattung inklusive Betreuung von KommunalBIT an. 
Beschaffungen werden daher über die gewählte Abschreibungsdauer von 5 Jahren mit ei-
nem monatlichen Mietbetrag finanziert und nach Ablauf dieser Zeit erneuert, so dass der 
Mittelabfluss dauerhaft bestehen bleibt. 
 
Vorgesehene Haushaltsmittel: 
Für Erhalt und Erneuerung im fünfjährigen Turnus der im Jahr 2009 vorhandenen Schul-IT 
sind im Haushalt 2014 1.220.000,- und in der mittelfristigen Finanzplanung 2015-2017 jähr-
lich 1.320.000,- € vorgesehen.  
 
Empfehlung der Projektgruppe Schule 2015+: 
Bei der Hardware, die durch KommunalBIT im Jahr 2009 übernommen wurde, handelt es 
sich um einen Grundbestand an EDV, der dauerhaft im Schulbetrieb benötigt wird, so dass 
die Mittel dauerhaft für dessen Unterhalt und Ersatz zur Verfügung stehen sollten. 

 
• Erhalt der Mehrungen 2010 bis 2012 

Zuständigkeit: 
s. o. 
 
Aufgabenbereich: 
s. o. 
 
Zuordnung im Haushalt: 
s. o.  
Entscheidungen über zusätzliche Beschaffungen („Mehrungen“) binden daher den Mittelab-
fluss über mindestens 5 Jahre, im Regelfall dauerhaft. Die Mittel sind im Ergebnishaushalt 
eingestellt. 
 
Vorgesehene Haushaltsmittel: 
99.000,- € jährlich sind für Erhalt und Erneuerung zwischen 2010 und 2012 getätigter Meh-
rungen im Haushalt eingestellt. 
 
Empfehlung der Projektgruppe Schule 2015+: 
Bei den zusätzlichen Anschaffungen zwischen 2010 und 2012 handelt es sich um Hard-
ware, die für den Schulbetrieb unabdingbar war und dauerhaft zur Verfügung stehen soll. 
Die Mittel sollten daher auch weiterhin zur Verfügung stehen. 
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• Mehrbedarf an Endgeräten 

Zuständigkeit: 
s. o. 
 
Aufgabenbereich: 
s. o. 
Im Rahmen der Bedarfsanalyse „Schule 2015+“ wurden strukturierte Interviews geführt und 
es wurde anhand der tatsächlichen Unterrichtsanforderungen nach Einschätzungen der 
Lehrkräfte eine über die Schultypen gemittelte Kennzahl (KPI) errechnet, die dem derzeiti-
gen IT-Bestand den Bedarf gegenüberstellt. Dabei wurde eine Lücke von umgerechnet 600 
PC-Einheiten für alle Erlanger Schulen ermittelt. 
 
Zuordnung im Haushalt: 
s. o.  
 
Vorgesehene Haushaltsmittel: 
75.000,- € wurden bereits 2014 für Mehrungen im Haushalt eingestellt. 
 
Empfehlung der Projektgruppe Schule 2015+: 
Bei der Bedarfsanalyse wurde von einer Erfassung von „Wünschen“ abgesehen und statt-
dessen der Bedarf gem. der tatsächlich im Lehrplan vorgesehenen Unterrichtsgestaltung 
ermittelt. Es ist daher davon auszugehen, dass es sich um für den Schulbetrieb dringend 
notwendige zusätzliche Hardware handelt. 
Um gleichzeitig mit dem Aufbau von PC-Einheiten auch das für den Service notwendige 
Personal bei KommunalBIT moderat aufbauen zu können und neben der Umsetzung des 
Konzepts 2010 zusätzliche Hardware in das Konzept integrieren zu können, wird eine 
schrittweise Steigerung des jährlichen Budgets um 75.000,- € empfohlen. Damit sind die 
Mehrungen auch dauerhaft finanziert. 
 

 
• Erhöhung der Bandbreite 

Zuständigkeit: 
s. o. 
 
Aufgabenbereich: 
Durch KommunalBIT soll eine den Anforderungen genügende Internetanbindung für die 
Schulen zur Verfügung gestellt werden. Die Nutzung moderner Medien im Unterricht zu 
Recherche- und Vorführzwecken erfordert eine hohe Bandbreite, um ein performantes Ar-
beiten in den PC-Räumen ermöglichen zu können.  
 
Zuordnung im Haushalt: 
s. o.  
 
Vorgesehene Haushaltsmittel: 
25.000,- € wurden 2014 für Mehrungen im Haushalt eingestellt. 
 
Empfehlung der Projektgruppe Schule 2015+: 
Enormer Nachholbedarf besteht bei der externen Internetanbindung. Die bestehenden kos-
tenlosen T@School-Anschlüsse der Schulen sind dem gestiegenen Datenvolumen nicht 
mehr gewachsen. Von 2014 bis 2017 sollte eine jährliche Steigerung des Budgets um 
25.000,- € für den Ausbau der Breitbandanbindung vorgesehen werden. 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
IV/51/511/SWI  511/001/2014 
 
Abschluss einer Zweckvereinbarung mit der Stadt Nürnberg zur Nutzung der 
Hotline und zur Inobhutnahme für kooperierende Jugendämter in Mittelfranken 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Jugendhilfeausschuss 28.05.2014 Ö Gutachten einstimmig angenommen 
Stadtrat 26.06.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 30 
 
 
 

I. Antrag 
Der Jugendhilfeausschuss befürwortet den Abschluss einer kommunalen Zweckvereinbarung zur 
Nutzung der Hotline und zur Inobhutnahme für kooperierende Jugendämter in Mittelfranken gemäß 
Art. 2 Abs. 1 und Art. 7ff des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit mit der Stadt Nürn-
berg. 
 
Der Stadtrat beschließt den Abschluss der kommunalen Zweckvereinbarung (siehe Anlage).   
 
 

II. Begründung 
Vorbemerkungen: 
 Das Stadtjugendamt stellt während der allgemeinen Dienst- und Öffnungszeiten durch einen 

Bereitschaftsdienst des Allgemeinen Sozialdienstes sicher, dass in Krisenfällen, Fällen von 
Kindeswohlgefährdungen umgehend beraten, geprüft und ggf. mit einer Inobhutnahme durch 
einen Bereitschaftsdienst eine solche Gefährdung des Kindeswohls bearbeitet und sicherge-
stellt werden kann. Dieser Bereitschaftsdienst ist jeweils mit zwei Fachkräften besetzt. 

 Krisen, Notsituationen und auch Gefährdungen des Kindeswohls richten sich nicht nach 
Dienstzeiten eines Amtes, so ist in den Abendstunden, an Wochenenden und an Feiertagen  
beim Jugendamt niemand zu erreichen. Wollte man hier Abhilfe schaffen, müsste ein Bereit-
schaftsdienst rund um die Uhr installiert und auch bezahlt werden. Ein solcher Bereitschafts-
dienst kann aufgrund gesetzlicher Vorgaben nicht an einen freien Träger delegiert werden, da 
eine ggf. notwendige Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII eine hohheitliche Aufgabe ist und aus-
schließlich das Jugendamt berechtigt und verpflichtet ist, ein Kind oder einen Jugendlichen in 
seine Obhut zu nehmen. Die Organisationsabteilung des Personalamtes hat geprüft, wie ggf. 
ein solcher Bereitschaftsdienst zu organisieren und zu bezahlen wäre. Bei dieser Prüfung wur-
de errechnet, dass ein solcher Dienst etwa 50.000,00 €  im Jahr kosten würde, alleine die Be-
reitschaft. Wären dann Einsatzzeiten notwendig würden diese Zeiten zusätzlich nach Tarif ver-
gütet, also ggf. mit Nacht- und/ oder Sonntags-/ Feiertagszuschlägen. 

 Diese Problematik haben gleichermaßen alle umliegenden Jugendämter. In Vorgesprächen 
signalisierte das Stadtjugendamt Nürnberg, diesen Aufgabenbereich für Jugendämter aus der 
Region wahr zu nehmen, wenn es gelingt eine juristische Form zu finden, die ein solches Vor-
gehen und die Beauftragung von dieser hoheitlichen Aufgabe zulässt. In einer Vielzahl von 
Gesprächen, u.a. mit dem Sozialministerium, dem Landesjugendamt, der Regierung von Mittel-
franken und den Rechtsämtern, ist es gelungen eine rechtliche Form zu finden, die eine Beauf-
tragung mit diesen Tätigkeiten zulässt. Die Beratung, telefonisch oder auch persönlich, über-
nimmt das Stadtjugendamt Nürnberg bereits seit 2011, vgl. Jugendhilfeausschuss vom 
27.01.2011 Mitteilung zur Kenntnis „Krisentelefon außerhalb der Dienstzeiten“. Schwierig und 
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rechtlich komplex war es, eventuell notwendige Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII vertrags-
mäßig zu regeln. Dies ist nun gelungen, die Regierung von Mittelfranken hat die vorliegende 
Zweckvereinbarung gebilligt und der Stadtrat der Stadt Nürnberg hat in seiner Sitzung am 
02.04.2014 dem Abschluss dieser Zweckvereinbarung zugestimmt.  

 Im Verlauf der Verhandlungen haben neun Jugendämter aus der Region Mittelfranken ihre 
Bereitschaft erklärt, dieser Vereinbarung bei zu treten und jeweils eine Zweckvereinbarung mit 
der Stadt Nürnberg abschließen zu wollen. Dadurch reduzieren sich die Kosten für jedes Ju-
gendamt.  

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Sicherstellung einer qualifizierten sozialpädagogischen Beratung zum Kinderschutz, Krisenhilfe 
und Inobhutnahmen zu jeder Tages- und Nachtzeit, speziell außerhalb der regelmäßigen Ge-
schäftszeiten des Jugendamtes. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Abschluss der Zweckvereinbarung (siehe Anlage) mit der Stadt Nürnberg.  
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Die Stadt Nürnberg erbringt für das Stadtjugendamt Erlangen außerhalb der Geschäftszeiten 
die in der Zweckvereinbarung aufgezeigten Leistungen und garantiert so auch außerhalb die-
ser Zeiten qualifizierte sozialpädagogische Beratung und ggf. auch entsprechende Invention 
durch Inobhutnahmen zur Sicherung des Kindeswohls für Kinder und Jugendliche aus Erlan-
gen.  
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € 3560,00 jährlich bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: Vereinbarung zur Nutzung der Hotline und zur Inobhutnahme für kooperierende 
Jugendämter in Mittelfranken; Anlage gem. § 19 zur kommunalen Zweckvereinbarung  
 
 

III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Jugendhilfeausschuss am 28.05.2014 
 
Ergebnis/Beschluss: 
 Der Jugendhilfeausschuss befürwortet den Abschluss einer kommunalen Zweckvereinbarung zur 
Nutzung der Hotline und zur Inobhutnahme für kooperierende Jugendämter in Mittelfranken gemäß 
Art. 2 Abs. 1 und Art. 7ff des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit mit der Stadt Nürn-
berg. 
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Der Stadtrat beschließt den Abschluss der kommunalen Zweckvereinbarung (siehe Anlage).   
 
 
mit 15  gegen 0   Stimmen 
 
gez. Lanig gez. Dr. Rossmeissl 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Arbeitsschritte Kommunale Zweckvereinbarung 
Zur weiteren Umsetzung der Kommunalen Zweckvereinbarung sind die folgenden Schritte notwendig 

   
Gremienbeschluss 
(Stadtrat / Kreistag, JHA) 
herstellen soweit noch 
nicht stattgefunden 

Schlussfassung der Zweckvereinbarung  

Unterzeichnung der 
Zweckvereinbarungen 
vorbereiten 

Vorgehensvorschlag: 
• Fertigstellung des Dokuments 

beim Jugendamt Nürnberg, 
• Unterzeichnung in 2-facher 

Ausfertigung in Nürnberg, 
• Versand an die 

Gebietskörperschaften 
• Rückversand je eines Exemplars 

an Jugendamt Nürnberg 

Bitte die Informationen 
welche Person 
(Landrat/Landrätin 
Oberbürgermeisterin/Oberbü
rgermeister 
/Jugendamtsleitung die 
Unterschrift vornimmt per E-
Mail an Herrn Kamm mitteilen 

Anzeige bei der 
Regierung von 
Mittelfranken 

Abdrucke der jew. Gremienbeschlüsse 
und Abdruck der unterzeichneten 
Zweckvereinbarung 

Koordination durch J 
Nürnberg 

Umsetzung 
Sozialdatenschutz, 
Stichwort: 
Auftragsdatenverarbei-
tung 

Information an die zu beteiligenden 
Stellen in ihren Verwaltungen 

 

 Ausarbeitung seitens der Stadt 
Nürnberg zu den gegeben 
organisatorischen und technischen 
Rahmenbedingungen 

 

 Abstimmung (nach Möglichkeit) eines 
einheitlichen Vertragstextes für die 
Auftragsdatenverarbeitung 

 

 In  Kenntnis setzen der 
Aufsichtsbehörde 

 

 Abschluss der Verträge über 
Auftragsdatenverarbeitung 

 

Anpassung 
Mitteilungsformulare 

Anpassung verwendeter Formulare mit 
den jeweiligen Briefkopf/Logos der 
Gebietskörperschaft 
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Kommunale Zweckvereinbarung Hotline und Inobhutnahme   
Jugendamt, 28.02.2014  

Vereinbarung zur Nutzung der Hotline und zur Inobhutnahme  

für kooperierende Jugendämter in Mittelfranken 

 

zwischen 

(Anm.: Text ist für die jeweilige Gebietskörperschaft anzupassen. Dieser Text wird beim Ausdruck 
ausgeblendet.): 

 

der Stadt / dem Landkreis ________________, vertreten durch den Oberbürgermeister / die 
Oberbürgermeisterin die Landrätin/  
den Landrat für  
 

 
dieser vertreten durch den Leiter/ die Leiterin des Stadtjugendamtes / Kreisjugendamtes (im 
Folgenden Kooperationsjugendamt): 

Anschrift: 

 

und 

der Stadt Nürnberg, vertreten durch den Oberbürgermeister, dieser vertreten durch die Leiterin des 
Amtes für Kinder, Jugendliche und Familien – Jugendamt, (im folgenden Jugendamt Nürnberg) 

Anschrift: Stadt Nürnberg, Amt für Kinder, Jugendliche und Familien – Jugendamt, Dietzstraße 4, 
90443 Nürnberg 

 

Gemäß Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
schließen die oben genannten Gebietskörperschaften folgende Zweckvereinbarung zur Nutzung der 
Hotline und zur Inobhutnahme für kooperierende Jugendämter in Mittelfranken : 

 

Vorbemerkung  

Die Stadt Nürnberg stellt in ihrem Zuständigkeitsbereich mit der Hotline Frühe Hilfen und dem 
Kinder- und Jugendnotdienst sicher, dass eine qualifizierte sozialpädagogische Beratung zum 
Kinderschutz, die Krisenhilfe und Inobhutnahmen zu jeder Tages- und Nachtzeit  möglich sind. 
Vergleichbare Angebote existieren in Zuständigkeitsbereichen der Kooperationsjugendämter nur 
eingeschränkt.  

1 
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Kommunale Zweckvereinbarung Hotline und Inobhutnahme   
Jugendamt, 28.02.2014  

Zweck der nachfolgenden kommunalen Zweckvereinbarung ist es, diese Möglichkeiten auch den 
umliegenden Jugendämtern gegen eine Kostenbeteiligung zur Verfügung zu stellen. Aus Gründen der 
Übersichtlichkeit schließt jedes beteiligte Jugendamt eine gesonderte Vereinbarung. Den jeweiligen 
Vertragspartnern ist bekannt, dass die Stadt Nürnberg mit anderen Kooperationsjugendämtern 
inhaltlich gleiche kommunale Zweckvereinbarungen schließt und dass sich die Höhe der zu 
erstattenden Kosten unter anderem nach der Anzahl der Kooperationspartner richtet. Die 
Einzelheiten sind in der nachfolgenden Zweckvereinbarung geregelt.  

 

§ 1 Gegenstand der Vereinbarung 

Das Kooperationsjugendamt möchte außerhalb seiner Geschäftszeiten eine qualifizierte 
sozialpädagogische Beratung zum Kinderschutz, die Krisenhilfe und Inobhutnahme in seinem 
Zuständigkeitsbereich bereitstellen. Hierfür wird das Kooperationsjugendamt Leistungen des 
Jugendamtes Nürnberg in Anspruch nehmen. Ziel dieser Vereinbarung ist es, Regelungen zur Nutzung 
der „Hotline Frühe Hilfen und Kinderschutz“ und des Kinder- und Jugendnotdienstes des 
Jugendamtes Nürnberg durch das Kooperationsjugendamt zu treffen.  

 

§ 2 Personal 

(1) Die Stadt Nürnberg stellt außerhalb der Geschäftszeiten des Kooperationsjugendamts  
entsprechend Art. 7 Abs. 4 KommZG Beratungsfachkräfte (im Folgenden Bedienstete) zur Erfüllung 
folgender Aufgaben des jeweiligen Kooperationsjugendamts zur Verfügung: Die Beratung von 
Kindern und Jugendlichen gemäß § 8 Abs. 2 und 3 SGB VIII, die Beratung von Mitteilern einer 
möglichen Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII, Beratungen in familiären Krisensituationen 
aufgrund von Partnerschaftsproblemen, Trennung, Scheidung gem. § 17 Abs. 1, Satz 2 Nr. 2 SGB VIII 
oder bei Ausübung der Personensorge gem. § 18 Abs. 3 SGB VIII, Beratung in Fragen zum vorläufigen 
Schutz von Kindern und Jugendlichen, Inobhutnahme gemäß § 42 SGB VIII nach telefonischer oder 
persönlicher Beratung in den Räumen des Kinder- und Jugendnotdienstes, soweit keine anderen 
Regelungen in § 4 vereinbart worden sind. 

(2) Der Stadt Nürnberg obliegen alle im Zusammenhang mit dem Beschäftigungsverhältnis 
zusammenhängenden Aufgaben wie Auswahl, Einstellung (bis höchstens Vergütungsgruppe S 12), 
Bezahlung Personalfürsorge, Ausübung der Funktion des Dienstherren. Das Dienstverhältnis der 
Bediensteten zur Stadt Nürnberg bleibt bestehen. 

 

§ 3 Übertragung hoheitlicher Befugnisse 

Die Stadt / der Landkreis __                   ___ überträgt gem. Art. 8 Abs. 4 KommZG den Bediensteten 
der Stadt Nürnberg, die für sie/ ihn tätig werden, alle zur Durchführung der unter § 2 dieser 
Vereinbarung genannten Aufgaben notwendigen Befugnisse. 
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§ 4 Aufgaben des Kooperationsjugendamtes 

Das Kooperationsjugendamt benennt – soweit  vorhanden - Dienste, Einrichtungen oder Personen, 
die außerhalb seiner Geschäftszeit bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung und/oder Entscheidung 
zur Inobhutnahme und/oder zur Unterbringung im Rahmen von Inobhutnahmen nach § 42 SGBVIII zu 
benachrichtigen sind. Die Anlage mit den näher bezeichneten Einrichtungen, Diensten oder Personen 
ist Bestandteil dieser Vereinbarung. 

   § 5 Leistungen des Jugendamtes Nürnberg 

(1) Die von der Stadt Nürnberg zur Verfügung gestellten Bediensteten führen für das 
Kooperationsjugendamt folgende mit dem in § 1 dargestellten Zweck zusammenhängende Aufgaben 
durch: 

1. Telefonische Erreichbarkeit einer Beratungsfachkraft außerhalb der Geschäftszeiten. 

2. Telefonische Beratung von Bürgerinnen und Bürgern, Fachkräften, Polizeidienststellen, 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Einrichtungen des Gesundheitswesens, Multiplikatoren und 
weiteren Personen aus dem Zuständigkeitsbereich des Kooperationsjugendamtes.  

3. Ambulante Beratung – die Ratsuchenden können in die Räume des Kinder- und 
Jugendnotdienstes Nürnberg zur Beratung eingeladen werden. 

4. Risikoanalyse und Gefährdungseinschätzung bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung. 

5. Entscheidung über die Notwendigkeit einer Inobhutnahme entsprechend der Regelung in der 
Anlage zur Zweckvereinbarung gem. § 4. 

6. Veranlassung einer Inobhutnahme 

a. durch Information der gem. § 4 genannten Dienste, Einrichtungen oder Personen (siehe Anlage) 
oder 
b. durch den Kinder- und Jugendnotdienst Nürnberg, falls keine Dienste nach § 4 benannt 
wurden. 

7. Unterbringung im Rahmen der Inobhutnahme durch den Kinder- und Jugendnotdienst Nürnberg, 
soweit keine örtlichen Dienste, Einrichtungen oder Personen hierfür benannt wurden. 

8. Unverzügliche schriftliche Information des Kooperationsjugendamtes, spätestens zum Beginn des 
nächsten Arbeitstages, durch Übermittlung der angelegten Dokumentationen (z.B. 
Beratungsbericht oder Mitteilungsbogen Kindeswohlgefährdung): 

a. Mitteilungen zur Kindeswohlgefährdung, 
b. Entscheidungen zu Inobhutnahmen, 
c. Vollzug von Inobhutnahmen, 
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d. Informationen über Beratungen, bei denen Handlungsbedarf im weiteren Geschäftsgang des 
Kooperationsjugendamtes besteht. 

Während der Geschäftszeiten wird im Hinblick auf die Nr. 1 – 7 auf die örtlich zuständigen Stellen 
verwiesen. 

 

§ 6 Mitteilungen zu Kindeswohlgefährdung, Gefährdungseinschätzung, Entscheidung über 
Maßnahmen nach § 42 SGB VIII 

Erhalten die von der Stadt Nürnberg zur Verfügung gestellten Bediensteten im Rahmen der Beratung 
Informationen über eine mögliche Kindeswohlgefährdung, findet eine Risikoanalyse und 
Gefährdungseinschätzung nach § 8a SGBVIII statt, die zu folgenden Ergebnissen führen kann: 

1. Die gewichtigen Anhaltspunkte können anhand der vorhandenen Informationen ausgeräumt 
werden. Es liegt kein Verdacht einer Kindeswohlgefährdung vor. 

2. Gewichtige Anhaltspunkte können nicht ausgeräumt werden. Es besteht ein Verdacht auf eine 
mögliche Kindeswohlgefährdung. Anhand der vorliegenden Informationen und der 
Gefährdungseinschätzung ist keine dringende Gefahr erkennbar. Das Kooperationsjugendamt 
erhält zum nächsten Arbeitstag eine Mitteilung über die mögliche Kindeswohlgefährdung. 

3. Gewichtige Anhaltspunkte können nicht ausgeräumt werden. Anhand der vorliegenden 
Informationen und der Gefährdungseinschätzung besteht eine dringende Gefahr für das Wohl des 
Kindes oder Jugendlichen. In diesem Fall entscheidet der / die zur Verfügung gestellte Bedienstete 
über eine Inobhutnahme und veranlasst die weiteren Schritte nach § 7. 

 

§ 7 Unterbringungsort während der Inobhutnahme 

(1) Hat das Kooperationsjugendamt gem. § 4 örtliche Dienste, Einrichtungen oder Personen benannt, 
die Kinder/Jugendliche im Rahmen einer Inobhutnahme auch außerhalb der Geschäftszeiten 
aufnehmen, werden diese durch die zur Verfügung gestellten Bediensteten über die Entscheidung 
zur Inobhutnahme informiert. Der Transfer des Kindes oder Jugendlichen zur Person oder Einrichtung 
wird analog Absatz 3 geregelt. Details sind in der Anlage benannt. 

(2) Besteht eine medizinische Indikation für eine stationäre Behandlung, erfolgt die Unterbringung im 
Rahmen der Inobhutnahme in örtlichen Krankenhäusern (zum Beispiel: notwendige stationäre 
Behandlung aufgrund körperlicher Gewalt, Entscheidung zur Inobhutnahme bei einem 
Neugeborenen). 

(3) Hat das Kooperationsjugendamt den Kinder- und Jugendnotdienst Nürnberg als Einrichtung für 
die Unterbringung im Rahmen der Inobhutnahme benannt, wird nach einer der folgenden 
Möglichkeiten verfahren: 
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1. Die örtliche Polizei wird von den zur Verfügung gestellten Bediensteten über die mögliche 
Kindeswohlgefährdung, die Notwendigkeit und Entscheidung zur Inobhutnahme und den 
Aufenthaltsort des betroffenen Kindes oder Jugendlichen informiert. Die örtliche Polizei veranlasst 
die Inobhutnahme des Kindes oder Jugendlichen vor Ort und regelt den Transfer zum Kinder- und 
Jugendnotdienst Nürnberg. 

2. Örtliche Polizei ist bereits vor Ort und übernimmt den Transfer des Kindes oder Jugendlichen. 

3. Kinder oder Jugendliche halten sich an einem Ort auf, von dem aus eine Beförderung mit dem 
Taxi in den Kinder- und Jugendnotdienst möglich ist. Das Taxi wird durch das Jugendamt Nürnberg 
bestellt. Das Kooperationsjugendamt übernimmt hierfür die Kosten. 

4. Kinder oder Jugendliche können sich nach erfolgter Beratung als Selbstmelder an das Jugendamt 
Nürnberg, Kinder- und Jugendnotdienst Nürnberg wenden und um Inobhutnahme bitten. 

5. Die Kinder oder Jugendlichen werden beraten, sich an die örtliche Polizei zu wenden, soweit dies 
dem Alter des Kindes oder Jugendlichen entspricht, damit diese den Transfer in den Kinder- und 
Jugendnotdienst übernehmen kann. 

6. Eltern oder Angehörige übernehmen den Transfer des Kindes zum Kinder- und Jugendnotdienst. 

(4) Für Absprachen mit den örtlich zuständigen Polizeidienststellen und Krankenhäusern ist das 
Kooperationsjugendamt zuständig. Die örtlichen Dienste, Einrichtungen oder Personen sind über die 
Regelungen der Zweckvereinbarung zu informieren. 

 

§ 8 Zuständigkeiten 

Diese Vereinbarung berührt nicht die sachliche und die örtliche Zuständigkeit nach § 87 SGB VIII. 

 

§ 9 Beratungen während der Geschäftszeiten des Kooperationsjugendamtes 

Bei Anrufen während der Geschäftszeiten des Kooperationsjugendamtes (d. h. während der 
Öffnungszeiten des Kooperationsjugendamtes gemäß Anlage) wird wie folgt verfahren: 

1. Beratungen zur Kindeswohlgefährdung: 

Bei Kindeswohlgefährdung fragen die zur Verfügung gestellten Bediensteten die Informationen des 
Anrufers ab, um diese unverzüglich direkt an das zuständige Jugendamt zu übermitteln. Damit wird 
sichergestellt, dass der Anruf nicht verloren geht. In anderen Fällen wird an die in der Anlage 
genannten Dienste / Mitarbeiter / Rufnummern des Kooperationsjugendamtes vermittelt.  

Bei akuter Kindeswohlgefährdung erfolgt die sofortige telefonische Mitteilung an das 
Kooperationsjugendamt innerhalb der Geschäftszeiten. 
 

5 
 86/138



Kommunale Zweckvereinbarung Hotline und Inobhutnahme   
Jugendamt, 28.02.2014  

2. Frühe Hilfen: 

Es wird an die in der Anlage genannte örtliche Koordinierende Kinderschutzstelle (Koki) vermittelt. 
Bei Bedarf und Vorliegen der datenschutzrechtlichen Voraussetzungen wird der in der Hotline 
ausgefüllte Beratungsbogen übermittelt. 

Für das Vorgehen sind die Vorgaben des Kooperationsjugendamtes in der Anlage zu beachten. 

 

§ 10 Fachliche Standards 

(1) Die Umsetzung der Aufgaben beruht auf den Empfehlungen zur Inobhutnahme von Kindern und 
Jugendlichen gemäß § 42 SGB VIII des Landesjugendhilfeausschusses Bayern und der 
Dienstanweisung zur Sicherstellung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII im Jugendamt Nürnberg für 
den Kinder- und Jugendnotdienst in ihren jeweils gültigen Fassungen.  
 

(2) Die fallbezogene Zusammenarbeit zwischen Kinder- und Jugendnotdienst und 
Kooperationsjugendamt wird in der Anlage „Verfahrensstandards zur Zusammenarbeit mit dem 
Kinder- und Jugendnotdienst“ in der jeweils gültigen Fassung geregelt. 

 

§ 11 Statistik 

Das Jugendamt Nürnberg führt über die durchgeführten Beratungen eine Statistik. Durch die Statistik 
können in anonymisierter Form Datum, Uhrzeit und Anlass des jeweiligen Anrufs, Herkunft der 
Anrufer und weitere Veranlassung überprüft und ausgewertet werden. Diese Auswertung wird 
Grundlage weiterer Vereinbarungen (z.B. finanzielle Regelungen) sein. 

 

§ 12 Dokumentation 

Es werden die in der AG Kinderschutz abgestimmten Formulare für Beratungen und Mitteilungen 
Kindeswohlgefährdung verwendet. Diese sind durch entsprechenden Briefkopf als Dokumente des 
Kooperationsjugendamtes gekennzeichnet. 
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     § 13 Sozialdatenschutz 

Das Kooperationsjugendamt ist, gemäß § 67, Abs. 9 SGB X, verantwortliche Stelle für die durch die 
entliehenen Dienstkräfte erhobenen Sozialdaten. Für die entliehenen Dienstkräfte gelten die 
Grundlagen des Sozialdatenschutzes.  

(1) Für die in § 2 genannten Aufgaben gelten folgende Regelungen:  

1. Sozialdaten werden nur erhoben, soweit sie für die Aufgabenerfüllung erforderlich sind. 
Grundsätzlich ist die vereinfachte Dokumentation in anonymisierter Form durchzuführen, soweit die 
Beratung abgeschlossen ist und keine Information des Kooperationsjugendamts erforderlich ist. Die 
Beratungen werden in einer Sammelakte erfasst und nach Ablauf eines Jahres gelöscht.  

2. Die in § 5 Nr. 8 benannten Dokumentationen werden in einer Sammelakte zusammengefasst und 
nach Weitergabe an das Kooperationsjugendamt unmittelbar gelöscht. Nach Weitergabe an die 
fallverantwortliche Stelle des Kooperationsjugendamts findet die weitere Nutzung und Speicherung 
der Sozialdaten und die Überwachung von Sperr- und / oder Löschungsfristen dort statt.  

(2) Für den zur Erfüllung dieser Zweckvereinbarung erforderlichen Umgang mit Sozialdaten durch die 
Stadt Nürnberg bzw. die entliehenen Dienstkräfte schließt das jeweilige Kooperationsjugendamt mit 
der Stadt Nürnberg einen Vertrag über die Verarbeitung von Sozialdaten im Auftrag, gemäß §80 SGB 
X, ab. 

 

§ 14 Kosten 

(1) Das Kooperationsjugendamt erstattet der Stadt Nürnberg jährlich die anteiligen Kosten für die 
Zurverfügungstellung der Bediensteten zur Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß dieser 
Zweckvereinbarung. 

(2) Grundlage der Berechnung ist der vom Jugendamt der Stadt Nürnberg bei Abschluss der 
Vereinbarung angenommene Personalbedarf im Umfang einer halben VK Stelle 
Sozialpädagoge/Sozialpädagogin oder gleichzusetzende Qualifikation in der Eingruppierung „S12“ 
zuzüglich der Verwaltungskosten. 

(3) Das Jugendamt Nürnberg rechnet jährlich zum 1. Juni den Personalaufwand auf der Grundlage  
der jeweils aktuellen von der Stadt Nürnberg für ihre Budgetierung festgesetzten Personalkosten 
zuzüglich Verwaltungskosten ab und übersendet dem Kooperationsjugendamt die Abrechnung. 
Stand 23.04.2013: VK Stelle EUR 64.100,-, Berechnungsgrundlage 0,5 VK Stelle: EUR 32.050,-. 

(4) Bei steigenden Fallzahlen und erhöhtem Personalaufwand wird die Kostenerstattung wie folgt 
angepasst: 
Die Mindestvergütung des Personalaufwands an die Stadt Nürnberg findet grundsätzlich im Umfang 
von 0,5 Vollkraftstellen statt, um die Bereitstellung der Bediensteten für das Kooperationsjugendamt 
zu gewährleisten. Kommt es während der Laufzeit der kommunalen Zweckvereinbarung zu 
gestiegenen Beratungszahlen und/oder Beratungszeiten kann die Kostenbeteiligung der 
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Kooperationsjugendämter von 0,5 Vollkraftstellen auf bis zu maximal 1 Vollkraftstelle ohne 
Änderungen dieser Zweckvereinbarung bedarfsgerecht durch schriftliche Erklärung der Stadt 
Nürnberg gegenüber dem Kooperationsjugendamt bis zum 31.03 eines jeden Jahres erhöht werden. 

Zu diesem Zweck übermittelt das Jugendamt Nürnberg zu Beginn des Kalenderjahres, spätestens bis 
zum 31.03. eines Jahres, die Nutzungszahlen des Vorjahres an die Kooperationsjugendämter und 
erläutert den erhöhten Personalaufwand und die notwendige Kostenerhöhung. Die Kostenerhöhung 
soll in Schritten im Umfang von 0,1 Stellenanteilen oder bei Bedarf einem Mehrfachen davon 
erfolgen. 

Nach erfolgter Erhöhung kann bei sinkenden Fallzahlen nach gleichem Verfahren oder auf Antrag der 
Kooperationsjugendämter bis zum 31.03. des Folgejahres die Erhöhung wieder auf die Kosten einer 
0,5 VK Stelle abgesenkt werden. 

(5) Die beteiligten Gemeinden und Landkreise tragen die anfallenden Kosten für die in § 2 genannten 
Bediensteten gemeinsam und zu gleichen Teilen. Die Personalkosten werden durch die Anzahl der 
Kooperationspartner dividiert. Bei Veränderungen in der Anzahl der beteiligten 
Gebietskörperschaften informiert das Jugendamt der Stadt Nürnberg umgehend. 

Zum Beginn der Kooperation sind folgende Jugendämter beteiligt: 

Landkreis Ansbach, Stadt Erlangen, Landkreis Erlangen-Höchstadt, Stadt Fürth, Landkreis Fürth, 
Landkreis Roth, Stadt Schwabach, Landkreis Nürnberger Land, Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen. 

 

§ 15 Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder nach 
Vertragsschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit des 
Vertrages im Übrigen unberührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, anstelle der unwirksamen 
Bestimmung eine dieser Bestimmung möglichst nahekommende wirksame Regelung zu treffen. 

 

§ 16 Laufzeit und Kündigungsfristen 

Diese Zweckvereinbarung wird für den Zeitraum 01.01.2014 bis 31.12.2017 geschlossen. Während 
dieser Zeit ist die ordentliche Kündigung ausgeschlossen. Die Regelung des Art. 60 BayVwVfG bleibt 
davon unberührt. Die Beteiligten haben sich drei Monate vor Ablauf dieser Zweckvereinbarung zu 
äußern, ob sie diese fortsetzen, ändern oder aufheben. Wird die Zusammenarbeit fortgesetzt, 
verlängert sich die Laufzeit dieser Zweckvereinbarung jeweils um ein weiteres Kalenderjahr. 

 

§ 17 Haftung 
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Die Stadt ___/ der Landkreis______ stellt die Stadt Nürnberg von Schadensersatzansprüchen Dritter 
frei, die diesen aus schuldhaftem Handeln der Bediensteten der Stadt Nürnberg im Zusammenhang 
mit der Wahrnehmung der Aufgaben gemäß dieser Zweckvereinbarung entstanden sind. 
 

§ 18 Schlichtung 

Bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten der Beteiligten aus dieser Vereinbarung 
soll die Regierung von Mittelfranken zur Schlichtung angerufen werden. 
 

§ 19 Anlage 

Die Anlage enthält Angaben zu den gewünschten Nutzungszeiten der Leistungen des Jugendamtes 
Nürnberg gem. § 5 dieser Vereinbarung, den Öffnungszeiten des jeweiligen 
Kooperationsjugendamtes, den telefonischen Erreichbarkeiten bei Kindeswohlgefährdungen und den 
Absprachen mit örtlichen Diensten wie Polizei, Krankenhäusern und Inobhutnahme-Einrichtungen. 
Die Anlage ist Bestandteil dieser Zweckvereinbarung. 

 

§ 20 Inkrafttreten 

Die Zweckvereinbarung tritt am __________ in Kraft. 

 

 

 

 

Nürnberg, Datum _____________ Ort, Datum ___________ 

Stadt Nürnberg Stadt/Landkreis 
 
 
___________________________________ 

 
 
___________________________________ 
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Anlage gem. § 19 zur Kommunalen Zweckvereinbarung über die Nutzung der 
Hotline Frühe Hilfen und Kinderschutz und des Kinder- und 
Jugendnotdienstes der Stadt Nürnberg, Jugendamt 
 

Diese Anlage ist Bestandteil der Vereinbarung der Stadt  
 
Erlangen, Jugendamt 
 
mit der Stadt Nürnberg, Amt für Kinder, Jugendliche und Familien – Jugendamt vom 
 
_______________ (Datum)  

 

1 Nutzungszeiten der Leistungen des Jugendamtes Nürnberg, 
Hotline, Krisenhilfe und Inobhutnahme 

1.1 Zu welchen Zeiten werden die Aufgaben übertragen? 
 

 Ende der Geschäftszeit bis (Uhrzeit nächster Arbeitstag) 
Montag 18:00 Uhr Dienstag: 08:00 Uhr 
Dienstag 15:30 Uhr Mittwoch: 08:00 Uhr 
Mittwoch 15:30 Uhr Donnerstag: 08:00 Uhr 
Donnerstag 15:30 Uhr Freitag: 08:00 Uhr 
Freitag 12:00 Uhr Montag: 08:00 Uhr 
Samstag 24 Stunden  
Sonntag 24 Stunden  
Feiertag 24 Stunden  

 

1.2 Wie werden die Bürger informiert? 
Gibt es eine ‚Bandansage‘ mit der Rufnummer des KJND. Wird der Anruf automatisch 
umgeleitet?  
Aus Transparenzgründen wird bei Weiterleitungen eine Information der Anrufenden per 
Bandansage über die telefonische Weiterleitung an den KJND des Jugendamtes 
Nürnberg empfohlen. Dabei sollte ein Hinweis erfolgen, dass die Bediensteten der Stadt 
Nürnberg im Auftrag des jeweiligen Jugendamtes handeln. Bei Bandansagen ohne 
Weiterleitung, sollte ein entsprechender Hinweis bei der Mitteilung der Rufnummer 
erfolgen. 
Im Geschäftszimmer der Abteilung Soziale Dienste erfolgt außerhalb der 
Geschäftszeiten unter der Telefon-Nr.  09131 / 86 2516 die folgende Bandansage, die 
auf den KJND verweist: 
„Sie können sich bei dringenden Angelegenheiten außerhalb unserer Geschäftszeiten 
an den Kinder- und Jugendnotdienst Nürnberg wenden. Sie erreichen diesen 
Krisendienst, der rund um die Uhr besetzt ist, unter der Telefonnummer 0911 / 231 
3333“. Der Kinder- und Jugendnotdienst wird in unserem Auftrag tätig. 
Der Anruf wird nicht automatisch umgeleitet. 
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2 Informationen zu § 4 Aufgaben des Kooperationsjugendamtes 

2.1 Dienste, Einrichtungen oder Personen, die bei Verdacht auf 
Kindeswohlgefährdung und/oder für die Entscheidung zur Inobhutnahme 
außerhalb der Geschäftszeit zu benachrichtigen sind: 
 
Organisation / 
Ansprechpartner 

Wie 
erreichbar? 

Wann 
erreichbar? 

zu informieren bei: (bitte ankreuzen) 
Kindeswohlgefährdung Entscheidung z. 

Inobhutnahme 
keine     

 

2.2 Dienste, Einrichtungen oder Personen die für die Unterbringung im 
Rahmen von Inobhutnahmen zu benachrichtigen sind. 
 
Organisation / 
Ansprechpartner 

Wie erreichbar? Wann erreichbar? Inobhutnahme 
für die 
Altersgruppe1 

keine    
 

3 Informationen zu § 7 Unterbringungsort während der 
Inobhutnahme, Transfer zum Unterbringungsort 
 

3.1 Informationen zu § 7, Abs. 1 , Aufnehmende Dienste / Einrichtungen / 
Personen  
 
Organisation / 
Ansprechpartner 

Wie erreichbar? Wann 
erreichbar? 

Art der 
Einrichtung2 

keine    
    
    
    

 
3.2 Informationen zu § 7, Abs. 2 örtliche Krankenhäuser 

 
Organisation / 
Ansprechpartner 

Wie erreichbar? Wann 
erreichbar? 

Art des Krankenhauses3 

Uniklinik Erlangen 
Universitätsstr. 21/23 

Tel. 09131 / 85-3 35 53 
Tel. 09131 / 85-3 35 54 

24 Stunden Frauenklinik 

1 Z.B.: Kinder 0-3 Jahre, Kinder 6-13 Jahre, Jugendliche ab14 Jahre 
2 Z.B.: Wohngruppe, Bereitschaftspflege 
3 Z.B.: Geburtsklinik, Kinderklinik, etc. 
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Uniklinik Erlangen 
Loschgestr. 15 

Tel. 09131 / 85-3 31 18 
Tel. 09131 / 85-3 31 19 

24 Stunden Kinderklinik 

Unklinik Erlangen 
Schwabachanlage 6 

Tel. 09131 / 85-3 30 01 
Tel. 09131 / 85-3 30 02 

24 Stunden Kinder- und 
Jugendabteilung für 
Psychische Gesundheit  

3.3 Örtliche Polizeidienststellen § 7, Abs. 3, Nr. 1 
Die örtliche Polizei wird von den Mitarbeitern des Jugendamtes Nürnberg über die 
mögliche Kindeswohlgefährdung, die Notwendigkeit und Entscheidung zur 
Inobhutnahme und den Aufenthaltsort des betroffenen Kindes oder Jugendlichen 
informiert. Die örtliche Polizei veranlasst die Inobhutnahme des Kindes oder 
Jugendlichen vor Ort und regelt den Transfer zur Einrichtung nach § 4 der Vereinbarung 
und Ziffer 3.2 dieser Anlage oder gem. § 7 zum KJND Nürnberg. 
 

Polizeidienststelle Wie erreichbar? Wann erreichbar? Zuständigkeitsbereich4 
Polizeiinspektion 
Erlangen 

09131 / 760 114 
09131 / 760 115 

24 Stunden Stadt Erlangen 

    
    

 
In Einzelfällen erfolgt eine Abholung, insbesondere jüngerer Kinder, durch den Kinder- 
und Jugendnotdienst des Jugendamtes Nürnberg in Erlangen. 

3.4 Informationen zu Taxiunternehmen § 7, Abs. 3, Nr. 3 
Für den Transfer mit einem Taxi sind die folgenden örtlichen Taxiunternehmen zu 
beauftragen: 
 

Organisation / 
Ansprechpartner 

Wie erreichbar? Wann erreichbar? Bemerkung 

Taxi Erlangen e.G 
Genossenschaft 
Erlanger 
Taxiunternehmer 
Henkestr. 26 
91054 Erlangen 

09131 / 19 410 
09131 / 21 111 
09131 / 21 555 
09131 / 22 022 
09131 / 24 444 

24 Stunden  

 

4 Informationen an das Kooperationsjugendamt 
Welche Dienste oder Personen sollen über Inobhutnahmen, Beratungen informiert 
werden? (Ggfs. Telefonverzeichnis Sozialdienst als Anlage) 
 

Ansprechpartner Wie erreichbar? Wann erreichbar? Bemerkung 
Zuständige Fachkraft 
des ASD bzw. deren 
Vertretung 

Geschäftszimmer: 
Tel. 09131 / 86 2516 
Fax 09131 / 86-2145 

Während der 
Geschäftszeiten 
des Jugendamtes 

wenn die zuständige 
Fachkraft und deren 
Vertretung nicht 

4 Gemeinden, Gebiet,  
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Anlage 
Telefonverzeichnis ASD 
 

erreichbar sind, kann 
über das Geschäfts-
zimmer der 
Bereitschaftsdienst 
erfragt werden 

 

5 Mitteilungen Kindeswohlgefährdung während der 
Geschäftszeiten 

5.1 Mitteilungen Kindeswohlgefährdung 
Während der Geschäftszeiten sind Mitteilungen über Kindeswohlgefährdung an 
folgende Dienste, Personen zu übermitteln: 
(Z. B.: zentrale Rufnummer im Jugendamt, Jourdienst oder auch Telefonverzeichnis als 
Anlage). 
 

Organisation / 
Ansprechpartner 

Wie erreichbar? Wann erreichbar? örtlich zuständig 
für 

Zuständige Fachkraft 
des ASD bzw. deren 
Vertretung 
 

Geschäftszimmer: 
Tel. 09131 / 86 2516 
Fax 09131 / 86-2145 
 
Anlage 
Telefonverzeichnis ASD 

Während der 
Geschäftszeiten 
des J Anlage 
Telefonverzeichnis 
ASD ugendamtes  

Stadt Erlangen 

 

5.2 Frühe Hilfen 
Beratungen zu frühen Hilfen werden an die Koordinierende Kinderschutzstelle des 
Kooperationsjugendamtes vermittelt 
 

Organisation / 
Ansprechpartner 

Wie erreichbar? Wann erreichbar? örtlich zuständig 
für 

Frau Frister 
Frau Blacha 
Frau Popp 

09131 / 86 1716 
09131 / 86 1701 
09131 / 86 1779 
 

Während der 
Geschäftszeiten 
des 
Stadtjugendamtes 

Stadt Erlangen 

 

6 Änderungshistorie 
Version Datum Autor Geänderte Abschnitte Änderungsgrund Änderung 
v1b1 12.08.2013 Kamm, KJND Überschriften Nummerierung der §§ in 

der Zweckvereinbarung 
Nummerierungen 
angepasst. 

V1b2 20.09.2013 Kamm, KJND Überschriften, Text Aktualisierung von 
Verweisen auf d§§ in der 
Zweckvereinbarung, 
Ergänzung Nr. 1.2 
Bandansage Weiterleitung 
Jugendamt Nürnberg 

Verweise 
durchnummeriert, 
Text ergänzt. 
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V1b3 11.02.2014 Kamm, KJND Ergänzung „durch beauftragte 

Bedienstete“ 
Hinweis Reg. v. Mfr.  
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
VI/23 Liegenschaftsamt 231/002/2014 
 
Vermarktungskonzept, Zuteilungskriterien, Verkaufspreise und Vertragskonditionen 
für die Energie-Plus-Siedlung Baugebiet 411 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-
schuss / Werkausschuss EB77 03.06.2014 Ö Gutachten angenommen mit Änderungen 

Stadtrat 26.06.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung, Umweltamt 
 
 
 

I. Antrag 
Für den Verkauf der Baugrundstücke im Baugebiet 411 wird folgendes festgelegt: 
 

1. Das Baugebiet wird als Energie-Plus-Siedlung erstellt. Die zum Erreichen dieses Zieles er-
forderlichen Vorgaben (siehe Anlage 1 u. 2) werden im Kaufvertrag verbindlich festgelegt. 
Vor Abschluss des Kaufvertrages ist von den Käufern eine städtische Energieberatung 
wahrzunehmen, die vom Umweltamt kostenfrei angeboten wird.  

 
2. Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser werden direkt an private Enderwerber verkauft. Die Zu-

teilung der Bauplätze erfolgt nach dem Punktekatalog in Anlage 3, soweit mehrere Bewer-
bungen für ein Grundstück vorliegen. Bei mangelnder Nachfrage der privaten Enderwerber 
an einem Direktverkauf können die Reihenhausgrundstücke auch an Bauträger verkauft 
werden. 

 
3. Die Geschosswohnungsbaugrundstücke G1 bis G5 (Anlage 4) werden zum Verkauf an 

Bauträger ausgeschrieben. 
 

4. Auf den Geschosswohnungsbaugrundstücken G1, G2 und G3 soll geförderter Mietwoh- 
nungsbau realisiert werden (EOF-Förderung). 

 
      Alternativ: 
5. A) Die Wärmeversorgung der Geschosswohnungsbauten G1, G2 und G3 erfolgt über ein 

     durch die ESTW betriebenes Blockheizkraftwerk, das in eines der Gebäude zu integrie- 
     ren ist. Die drei Grundstücke werden an denselben Bauträger verkauft, in den Kaufver- 
     trag wird ein Anschluss- und Benutzungszwang aufgenommen. 

 
5.   B) Zu der Wärmeversorgungsart der Geschosswohnungsbauten G1, G2 und G3 werden 
           keine Vorgaben gemacht, sie bleibt den Käufern überlassen. 

 
6. Die Grundstücke G4 und G5 sind für freifinanzierte Miet- oder Eigentumswohnungen vor-

gesehen. 
 

7. Für Baugruppen werden die Geschosswohnungsbaugrundstücke G6 und G7 für zwei Jahre 
reserviert (siehe Vermarktungskonzept Anlage 4). Neben dem Punktekatalog gelten für die 
Bewerberauswahl auch etwaige besondere soziale Aspekte der Baugruppenprojekte. So-
fern sich innerhalb der Reservierungsfrist keine Baugruppen bewerben, werden die Grund-
stücke an Bauträger verkauft. 
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8. Die Verkaufspreise liegen zwischen 285,00 €/m² und 360,00 €/m² (erschließungsbeitrags-
frei und KAG-pflichtig). Der jeweilige Grundstückspreis ergibt sich aus Anlage 5. 

 
9. Die Grundstücke sind innerhalb von zwei Jahren ab Beurkundung des Kaufvertrages bzw. 

ab Fertigstellung der Erschließung bezugsfertig zu bebauen. Für Einzel-, Doppel- und Rei-
henhäuser sowie für Baugruppengrundstücke besteht eine Selbstbezugsverpflichtung. Die-
se gilt nur als erfüllt, wenn alle in der Bewerbung angegebenen Personen in das neu errich-
tete Wohngebäude einziehen. Bei Nichterfüllung der Verpflichtungen steht der Stadt ein 
Rückkaufsrecht zu. Alternativ kann eine Abstandszahlung von 5 % des Grundstückskauf-
preises erhoben werden. 

 
 
 

II. Begründung 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Energie-Plus-Siedlung 
 
Als Energie-Plus-Siedlung soll im Baugebiet 411 der Energieertrag durch erneuerbare Energien in 
der Jahresbilanz höher liegen als der Energiebedarf für Heizen, Warmwasserbereitung, Kühlen, 
Hilfsenergien und Haushaltsstrom (Endenergie- und Primärenergiebetrachtung). Damit stellt das 
Baugebiet einen wichtigen Baustein für das Ziel „Klimaneutralität 2050“ der Stadt Erlangen dar. Die 
Zielerreichung wird über einen Monitoringprozess begleitet. Durch das Monitoring gewonnene Er-
kenntnisse können für künftige Siedlungsplanungen genutzt werden. 
 
Das Ziel, eine Energie-Plus-Siedlung zu errichten, führt bei den Bauherren zu höheren Baukosten 
aufgrund von Mehrkosten für die hohen Energiestandards und die Errichtung von Photovoltaikan-
lagen. Dem stehen eine günstige Finanzierungsmöglichkeit über die KfW-Bank und geringere lau-
fende Kosten bei der Wärmeversorgung der Gebäude gegenüber, ebenso laufende Einnahmen für 
die Einspeisung des erzeugten Stromes bzw. Einsparungen durch die Eigennutzung des selbst-
produzierten Stromes. Gleichzeitig besitzen die Gebäude eine höhere langfristige Wertstabilität, da 
die Energiestandards ausreichend sind um dauerhaft den Klimaschutzanforderungen zu genügen. 
 
 
Vermarktungskonzept 
 
1) Direktvermarktung der Grundstücke für Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser 
 
Durch die Direktvermarktung wird eine Preisdämpfung erreicht, da Bauträgergewinne und doppelte 
Grunderwerbsteuer entfallen. Für die Reihenhausparzellen bietet ein Direktverkauf außerdem Ge-
staltungsfreiheiten, die bei dieser Wohnform üblicherweise fehlen. Schließen sich künftige Nach-
barn bei der Bebauung zusammen, könnten sich zusätzlich weitere Kosteneinsparungen ergeben. 
 
Bei mangelnder Nachfrage der privaten Enderwerber an einem Direktverkauf sollen die Reihen-
hausgrundstücke an Bauträger verkauft werden. So ist sichergestellt, dass die Grundstücke ohne 
größeren Zeitverzug bebaut werden können. Mit dem Bauplatzverkauf soll ab Frühjahr 2015 be-
gonnen werden. Private Hochbaumaßnahmen sind im Baugebiet voraussichtlich ab Herbst 2015 
möglich. 
 
Die Einzelhausgrundstücke E1 und E2 (siehe Anlage 4) werden vorerst von der Vermarktung aus-
genommen. Nach derzeitigem Planungsstand wird der Bauplatz E1 von der StUB-Trasse tangiert. 
Er könnte zusammen mit Parzelle E2 für die Erweiterung der benachbarten Geschosswohnungs-
bauten verwendet werden. 
 
Zuteilungskriterien: 
Die Grundstücke für Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser sollen nach einem Kriterienkatalog (siehe 
Anlage 3) zugeteilt werden. Beim Liegenschaftsamt sind aktuell rund 500 Bauwillige vorgemerkt. 
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Für die im Bereich des Bebauungsplanes 411 entstehenden 70 Bauplätze für Einfamilienhäuser 
und rund 60 Wohneinheiten im Geschosswohnungsbau ist mit einem erheblichen Überhang an 
Bewerbungen zu rechnen. Der Punktekatalog setzt Prioritäten bei der Kinderanzahl und der Ver-
meidung von Pendlerströmen. Durch eine Vielzahl weiterer Kriterien soll eine möglichst differen-
zierte und sozial gerechte Bewerberauswahl getroffen, gleichzeitig aber die Entstehung von „Mo-
nostrukturen“ im neuen Baugebiet vermieden werden. Durch eine Einkommensstaffelung und die 
Berücksichtigung von Vermögenswerten wird außerdem dem Umstand Rechnung getragen, dass 
die Grundstückspreise in Entwicklungsgebieten unter den auf dem freien Markt erzielbaren Preisen 
liegen. Bauplatzbewerber die in der Vergangenheit bereits ein Grundstück oder ein Eigenheim im 
Entwicklungsgebieten Erlangen-West oder Erlangen-West II erworben haben, sind von der Grund-
stückszuteilung ausgeschlossen. 
 
2) Bauträger 
 
Öffentlich geförderter Mietwohnungsbau 
Für geförderten Mietwohnungsbau sind die Geschosswohnungsbaugrundstücke G1, G2 und G3 
reserviert. Die Grundstücke sollen mit der Auflage ausgeschrieben werden, ausschließlich Gebäu-
de mit EOF-geförderten Mietwohnungen zu errichten (einkommensorientierte Förderung). Im Vor-
feld der Ausschreibung wird die Förderfähigkeit mit der Regierung von Mittelfranken abgeklärt 
werden auch in Hinsicht auf die energetischen Anforderungen an die Gebäude. Um Investoren für 
die Errichtung von gefördertem Mietwohnungsbau zu gewinnen, wird ein niedrigerer Verkaufspreis 
als bei Grundstücken für freifinanzierten Geschosswohnungsbau vorgeschlagen (siehe Anlage 5). 
Eine Erweiterung der Baukörper durch Zuschlag der Einzelhausgrundstücke E1 und E2 und Auf-
stockung auf vier Vollgeschosse könnte die Wirtschaftlichkeit der Baumaßnahme erhöhen oder 
erst ermöglichen. 
 
Alternativen zur Wärmeversorgung: 
Zu Variante 5 A) 
Die Gebäude G1, G2 und G3 sollen durch ein mit Gas betriebenes Blockheizkraftwerk (BHKW) der 
Erlanger Stadtwerke mit Wärme versorgt werden. Das BHKW ist in eines der Mehrfamilienhäuser 
zu integrieren. Hierfür werden die drei Grundstücke an denselben Bauträger verkauft, ein An-
schluss- und Benutzungszwang an die Nahwärmeversorgung der ESTW in den Kaufvertrag auf-
genommen und eventuell erforderliche Dienstbarkeiten bestellt. Eine für die ESTW als Kalkulati-
onsgrundlage wesentliche Angabe oder Garantie der entstehenden Wohnfläche oder der Anzahl 
der künftigen Wohneinheiten ist allerdings nicht möglich. 
 
Zu Variante 5 B) 
Wie für die sonstigen Grundstücke im Baugebiet 411 sollen auch für die Grundstücke G1, G2 und 
G3 keine Vorgaben zur Art der Wärmeversorgung gemacht werden, da eine positive Energiebilanz 
sowohl mit als auch ohne BHKW erzielt werden kann. 
 
Frei finanzierter Wohnraum 
Die Grundstücke G4 und G5 im Zentrum des Baugebietes sind für freifinanzierten Wohnungsbau 
von Bauträgern oder Investoren vorgesehen. Es können Miet- und Eigentumswohnungen errichtet 
werden. Mit der Bewerbung soll ein Planungskonzept abgegeben werden, das in die Auswahl der 
Bewerber einfließt. Positiv gewertet wird die Entwicklung von Mietwohnungsbau, ein hoher Anteil 
an barrierefreien Wohnungen, die Eignung für verschiedene Haushaltstypen, ein Konzept für ein 
soziales und generationenübergreifendes Miteinander und ein Konzept zur Sicherstellung der ar-
chitektonischen Qualität der zukünftigen Gebäude. 
 
3) Baugruppen 
 
Im Baugebiet 411 sollen entsprechend der bisherigen Beschlusslage auch Grundstücke an Bau-
gruppen vergeben werden. Als „Baugruppe“ (auch: „Baugemeinschaften / Bauherrengemeinschaf-
ten“) wird der Zusammenschluss mehrerer gleichberechtigter privater Bauwilliger für die gemein-
schaftliche Planung / Realisierung eines Hauses und den erforderlichen Grunderwerb bezeichnet. 
Das ursprünglich aus Tübingen / Freiburg stammende Konzept hat sich zwischenzeitlich erfolg-
reich bundesweit verbreitet. 
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Für an Baugruppen Interessierte sind meist insbesondere zwei Aspekte entscheidend: 
 
-   Das Planen / Bauen in der Gruppe lässt von Anfang an engere soziale Bindungen entstehen. 
    Der gemeinsame Weg von der Idee bis zum Wohnen schweißt zusammen, die so entstandenen  
    Nachbarschaften strahlen oft auch positiv auf die Umgebung aus. 
 
-   Durch Baugruppen realisierte Bauten sind in der Regel günstiger als vergleichbare Bauträger- 
    vorhaben – laut der Stadt Tübingen um ca. 20 – 25 %. Einsparungen können sich bei den  
    Planungs- und Baukosten ergeben sowie durch die entfallende Gewinnspanne der Bauträger, 
    die diese bei für den Verkauf vorgesehenen Bauvorhaben einplanen (müssen). 
 
Die Vergabe an Baugruppen wird auf die Mehrfamilienhausgrundstücke G6 und G7 beschränkt. 
Sofern sich während der zweijährigen Reservierungsfrist keine Baugruppen bewerben, werden die 
Grundstücke für den Verkauf an Bauträger ausgeschrieben. 
 
Zuteilungskriterien: 
Für die Bewerberauswahl gelten im Falle mehrerer Bewerbungen für ein Baugruppengrundstück 
die Zuteilungskriterien des Punktekatalogs. Zusätzlich werden auch etwaige besondere soziale 
Aspekte berücksichtigt, die bereits in der Baugruppenbewerbung zu beschreiben sind. 
 
 
Verkaufspreise 
 
Die Verkaufspreise für die Einfamilienhausgrundstücke und den freifinanzierten Geschosswoh-
nungsbau im Baugebiet 411 liegen ca. 10 - 15 % über den Verkaufspreisen im Baugebiet 410. Der 
Anstieg ist durch die Entwicklung des Grundstücksmarktes in Erlangen begründet und wurde vom 
Gutachterausschuss ermittelt. Wie bereits im Baugebiet 410 sollen die Verkaufspreise nach Lage-
gunst der Grundstücke differenziert werden. Die vorgeschlagenen Preise (siehe Anlage 5) liegen in 
Teilen leicht unter den Empfehlungen des Gutachterausschusses (1,5 - 3 %), bewegen sich aber 
aus Sicht der Entwicklungsmaßnahme in einem rechtlich zulässigen und sicheren Rahmen. Durch 
die moderaten Verkaufspreise wird berücksichtigt, dass die energetischen Vorgaben (hohe Ener-
giestandards und Errichtung von PV-Anlagen) zu höheren Anfangsinvestitionen für die Bauherren 
führen. 

 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Energie-Plus-Siedlung mit Monitoring 
 
Um das Ziel einer Energie-Plus-Siedlung zu erreichen, müssen bei der Bebauung der Grundstücke 
Vorgaben eingehalten werden, die über die Festsetzungen des Bebauungsplanes hinausgehen. In 
die Kaufverträge werden deshalb die nötigen Verpflichtungen insbesondere zum Energieeffizienz-
standard der Gebäude (Übersicht siehe Anlage 1) und zur Installation von Photovoltaikanlagen 
aufgenommen (vertragliche Verpflichtungen siehe Anlage 2). Um die Entscheidungsfreiheit der 
Bauherren dabei so wenig wie möglich einzuschränken, werden keine technischen Lösungen vor-
gegeben, sondern nur die einzuhaltenden Standards festgesetzt. Zur Sicherstellung der vertragli-
chen Vorgaben werden Sanktionen in die Kaufverträge aufgenommen. Die Einhaltung der Ver-
pflichtungen ist von den entsprechenden Fachämtern zu überprüfen und erforderlichenfalls durch-
zusetzen. 
 
Bei ihren Vorgaben stützt sich die Stadt auf das beauftragte Energiekonzept des Architekten Dr. 
Schulze Darup (einsehbar als Anlage zum Bebauungsplan 411 auf den städtischen Internetseiten). 
Über die Empfehlungen des Gutachtens hinsichtlich Wärmeversorgung und Gebäudetechnikkon-
zepten werden die Bauherren ausführlich im Rahmen der kostenfreien städtischen Energiebera-
tung informiert. Die Beratung soll dabei so frühzeitig erfolgen, dass die Inhalte von Anfang an in die 
Planungen einfließen können. Die Inanspruchnahme der städtischen Energieberatung wird des-
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halb zur Voraussetzung für den Abschluss des Grundstückskaufvertrages gemacht. Informationen 
über die besonderen Anforderungen an die Gebäude einer Energie-Plus-Siedlung erhalten die 
Interessenten bereits im Vorfeld über Informationsveranstaltungen und auf den städtischen Inter-
netseiten. 
 
Über ein Monitoring mit Erfassung der bei den ESTW verfügbaren Stromverbrauchsdaten und in 
das Netz eingespeiste Strommenge soll stattdessen für die Gesamtsiedlung ermittelt werden, ob 
eine positive Energiebilanz erreicht wird. Um differenziertere Erkenntnisse zu den Mengenverhält-
nissen von Heizstrom, Haushaltsstrom und Energiegewinnen zu erhalten, wird im Rahmen der 
städtischen Energieberatung für eine freiwillige Datenübermittlung durch die Grundstückskäufer 
geworben. Die entsprechenden Daten sollen vierteljährlich an das Umweltamt gemeldet werden. 
Außerdem besteht die Möglichkeit der Übermittlung anonymisierter Daten durch die ESTW, unter-
schieden nach Gebäudetypen. Der Monitoringprozess beginnt nach Ablauf der Frist für die Fertig-
stellung der Gebäude und soll für einen Zeitraum von drei Jahren durchgeführt werden. 

 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Baugruppen 
 
Baugruppen benötigen von der Interessensbekundung bis zum Kauf eines Grundstücks gegenüber 
Einzelbauherren und Bauträgern einen gewissen zeitlichen Vorlauf. Die Vermarktung von Bau-
gruppengrundstücken muss somit der Vermarktung der sonstigen Grundstücke vorgeschaltet wer-
den und soll bereits Mitte 2014 mit einer gesonderten Veranstaltung zum Thema „Baugruppen“ 
beginnen. In einem Ablaufplan werden für interessierte Gruppen die einzelnen Schritte von der 
Interessensbekundung bis zum Grundstückskaufvertrag dargestellt. 
 
Die ausgewählten Baugruppen erhalten über eine Grundstücksoption Sicherheit für die Planungs-
phase. Eine Optionsgebühr von 2% des Kaufpreises stellt die Ernsthaftigkeit des Baugruppenvor-
habens sicher. Bei fristgemäßem Grunderwerb wird die Optionsgebühr mit dem Kaufpreis verrech-
net. Scheitert das Projekt, fällt die Gebühr an die Stadt und trägt zur Deckung ihrer Kosten bei. 
 
Baugruppen können sich von der Interessensbekundung bis zum Grundstückskauf und dem Ein-
zug in ihrer Zusammensetzung verändern, da Einzelne die Gruppe ggf. wieder verlassen, bevor 
das Projekt umgesetzt ist. Damit die Baugruppe als Ganzes zum Vertragspartner der Stadt wird, 
muss sie sich als Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR) oder als Genossenschaft organisie-
ren. Die Regelungen im Kaufvertrag werden auf die Baugruppe als Ganzes abgestellt. Entspre-
chend der Erfahrungen anderer Städte wird den Baugruppen dringend empfohlen, einen „Betreuer“ 
zu engagieren, der die Steuerung interner Diskussions- / Entscheidungsprozesse, die Wahrneh-
mung der Bauherrenfunktion gegenüber Architekten / Fachplanern, die finanzielle und – je nach 
Qualifikation – auch die rechtliche Steuerung übernimmt. Die Kosten hierfür trägt die Baugruppe. 
Da sich die Projektumsetzung durch Baugruppen in Erlangen noch nicht etabliert hat, ist eine ge-
wisse Unterstützung durch die Verwaltung erforderlich, die im Rahmen der personellen Möglichkei-
ten übernommen werden soll. Die Rahmenbedingung für Baugruppen sollen möglichst einfach und 
überschaubar gehalten werden. Durch öffentliche Veranstaltung(-en), Presse / Internet, Informati-
onsmaterial und Beratung werden sich bildende Baugruppen unterstützt. 
 
 
 
Anlagen: 1 Energiestandards 
  2 Vertragliche Verpflichtungen 
                       3 Zuteilungskriterien (Punktekatalog) 
                       4 Vermarktungskonzept 
                       5 Verkaufspreise   
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III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am 
03.06.2014 
 
Protokollvermerk: 
Der Ausschuss stimmt über die beiden Alternativen zu Nummer 5. separat wie folgt ab: 
 
Der Alternative A wird mit     14   :   0   Stimmen     zugestimmt. 
 
Die Alternative B wird mit      14   :   0   Stimmen     abgelehnt. 
 
 
Herr Stadtrat Höppel beantragt, die Grundstücke G6 und G7 mit den Grundstücken G4 und G5 zu 
tauschen.  
Diesem Antrag wird mit    10   :   4   Stimmen     zugestimmt. 
 
 
Frau Stadträtin Traub-Eichhorn beantragt eine Selbstbenutzungsverpflichtung der Käufer für die 
Dauer von 10 Jahren mit Ausnahmemöglichkeit bei nachgewiesenen Gründen im Kaufvertrag der 
Grundstücke aufzunehmen. 
Diesem Antrag wird mit    10   :   4   Stimmen     zugestimmt. 
  
 
Ergebnis/Beschluss: 
Für den Verkauf der Baugrundstücke im Baugebiet 411 wird folgendes festgelegt: 
 

1. Das Baugebiet wird als Energie-Plus-Siedlung erstellt. Die zum Erreichen dieses Zieles er-
forderlichen Vorgaben (siehe Anlage 1 u. 2) werden im Kaufvertrag verbindlich festgelegt. 
Vor Abschluss des Kaufvertrages ist von den Käufern eine städtische Energieberatung 
wahrzunehmen, die vom Umweltamt kostenfrei angeboten wird.  

 
2. Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser werden direkt an private Enderwerber verkauft. Die Zu-

teilung der Bauplätze erfolgt nach dem Punktekatalog in Anlage 3, soweit mehrere Bewer-
bungen für ein Grundstück vorliegen. Bei mangelnder Nachfrage der privaten Enderwerber 
an einem Direktverkauf können die Reihenhausgrundstücke auch an Bauträger verkauft 
werden. 

 
3. Die Geschosswohnungsbaugrundstücke G1 bis G5 (Anlage 4) werden zum Verkauf an 

Bauträger ausgeschrieben. 
 

4. Auf den Geschosswohnungsbaugrundstücken G1, G2 und G3 soll geförderter Mietwoh- 
nungsbau realisiert werden (EOF-Förderung). 

 
      Alternativ: 
5. A) Die Wärmeversorgung der Geschosswohnungsbauten G1, G2 und G3 erfolgt über ein 

     durch die ESTW betriebenes Blockheizkraftwerk, das in eines der Gebäude zu integrie- 
     ren ist. Die drei Grundstücke werden an denselben Bauträger verkauft, in den Kaufver- 
     trag wird ein Anschluss- und Benutzungszwang aufgenommen. 

 
5.   B) Zu der Wärmeversorgungsart der Geschosswohnungsbauten G1, G2 und G3 werden 
           keine Vorgaben gemacht, sie bleibt den Käufern überlassen. 

 
6. Die Grundstücke G4 und G5  G6 und G7 sind für freifinanzierte Miet- oder Eigentumswoh-

nungen vorgesehen. 
 

7. Für Baugruppen werden die Geschosswohnungsbaugrundstücke G6 und G7 G4 und G5 
für zwei Jahre reserviert (siehe Vermarktungskonzept Anlage 4). Neben dem Punktekata-
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log gelten für die Bewerberauswahl auch etwaige besondere soziale Aspekte der Baugrup-
penprojekte. Sofern sich innerhalb der Reservierungsfrist keine Baugruppen bewerben, 
werden die Grund-stücke an Bauträger verkauft. 

 
8. Die Verkaufspreise liegen zwischen 285,00 €/m² und 360,00 €/m² (erschließungsbeitrags-

frei und KAG-pflichtig). Der jeweilige Grundstückspreis ergibt sich aus Anlage 5. 
 
9. Die Grundstücke sind innerhalb von zwei Jahren ab Beurkundung des Kaufvertrages bzw. 

ab Fertigstellung der Erschließung bezugsfertig zu bebauen. Für Einzel-, Doppel- und Rei-
henhäuser sowie für Baugruppengrundstücke besteht eine Selbstbezugsverpflichtung. Die-
se gilt nur als erfüllt, wenn alle in der Bewerbung angegebenen Personen in das neu errich-
tete Wohngebäude einziehen. Bei Nichterfüllung der Verpflichtungen steht der Stadt ein 
Rückkaufsrecht zu. Alternativ kann eine Abstandszahlung von 5 % des Grundstückskauf-
preises erhoben werden. 

  
 
mit 14  gegen 0   Stimmen 
 
gez. Lender-Cassens gez. Weber 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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      Anlage 2 

 

Vertragliche Verpflichtungen 

 

Energiestandard 

• Passivhaus (KfW-Effizienzhaus 40-Standard), Heizwärmebedarf max. 15 kWh/(m²a): 
auf allen Grundstücken mit optimaler Möglichkeit zur Erzielung solarer Gewinne,  
in Anlage 1 rot gekennzeichnet. 

• Energiestandard analog KfW-Effizienzhaus 40-Standard, jedoch mit höherem zu-
lässigen Heizwärmebedarf von max. 25 kWh/(m²a) anstelle von 15 kWh/(m²a):  
auf allen Grundstücken mit leichten Einschränkungen bei den erzielbaren solaren Ge-
winnen, in Anlage 1 blau gekennzeichnet. 

• Der Heizwärmebedarf ist bei beiden Energiestandards nach Passivhausprojektierungs-
paket zu berechnen. 

• Für den Nachweis des vorgegebenen Energieeffizienzstandards gelten für jedes Wohn-
gebäude die Anforderungen der KfW-Förderrichtlinien für ein KfW-Effizienzhaus 40. 
 
 

Photovoltaikanlagen 

Auf den Dachflächen der Wohnhäuser sind Photovoltaikanlagen mit einem definierten jährli-
chen Mindestertrag zu installieren und dauerhaft zu betreiben. Der vorgegebene Ertragswert 
richtet sich dabei nach dem jeweiligen Gebäudetyp: 

• Einzelhäuser und Doppelhäuser:   mind. 55 kWh pro m² Wohnfläche  

• Reihen- und Mehrfamilienhäuser: mind. 45 kWh pro m² Wohnfläche 
 

Sonstige Festlegungen 

• Bei Installation einer Sole-Wasser-Wärmepumpe muss bei der Tiefenbohrung ein Min-
destabstand von drei Metern zu den Nachbargrundstücken einhalten werden. 

• Nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes ist auf jedem Baugrundstück ein klein-
kroniger Baum zu pflanzen, der eine natürliche Wuchshöhe von 6 m nicht überschreitet. 
Die Käufer müssen dauerhaft dafür Sorge tragen, dass die tatsächliche Wuchshöhe des 
Baumes 6 m nicht übersteigt, um Verschattungen und damit verbundene Minderungen 
der solaren Gewinne zu vermeiden. 

• Der Einsatz von festen Brennstoffen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 – 5 der 1. BImSchV ist ausge-
schlossen, ebenso der Betrieb von offenen Kaminen. Zulässig ist der Einsatz von festen 
Brennstoffen gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 5 a der 1. BImSchV (Holzpellets) in Zentralfeue-
rungsanlagen mit Pufferspeicher oder Einzelraumfeuerstätten mit Wassertasche. 

• Bei Reihenhäusern und Doppelhaushälften muss im Falle eines Verzichts auf den Bau 
eines Kellers die Gründung zum Nachbargrundstück auf Kellertiefe erfolgen, wenn die 
Errichtung des nichtunterkellerten Gebäudes vor dem Bau von angrenzenden Nachbar-
gebäuden erfolgt. Sie kann entfallen, wenn auch die Nachbargebäude nicht unterkellert 
werden und dies von den Eigentümern der Nachbargrundstücke schriftlich bestätigt wird. 
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     Anlage 3 

 

Kriterienkatalog für die Bauplatzvergabe im Baugebiet 411 

 
Wichtiger Hinweis 

Bewerber/innen, die in der Vergangenheit bereits ein Eigenheim oder ein Grundstück für  
ein Eigenheim im Bereich des Entwicklungsgebietes Erlangen-West oder Erlangen-West II  
erworben haben, sind von der Grundstückszuteilung ausgeschlossen. 

 

 

Zuteilungskriterien 
 

Bonus  Malus  

Familiensituation   

 

Pro Person, die in den neuen Haushalt einzieht:  
(unabhängig von Alter und Familienstand) 

Alleinerziehend: 

Mehrgenerationenwohnen:  
(Eltern oder Großeltern werden in den neuen Haushalt aufgenommen) 

Kinder:  
(mit Hauptwohnsitz im neuen Haushalt; auch Pflegekinder) 

bis Vollendung des 6. Lebensjahres 
(Schwangerschaft wird berücksichtigt, soweit ärztlich bestätigt)  
 
> 6 bis Vollendung des 12. Lebensjahres 
 
> 12 bis Vollendung des 18. Lebensjahres 

Familien mit mindestens 3 Kindern:  

Pflegebedürftigkeit (mind. Pflegestufe 1): 
(pro pflegebedürftiger Person, die in den neuen Haushalt einzieht) 

Schwerbehinderung, je nach Grad der Behinderung:  
(pro Person mit Schwerbehinderung, die in den neuen Haushalt einzieht, soweit keine 
Pflegestufe anerkannt wurde)  

ab einem Grad der Behinderung von 50 
 
ab einem Grad der Behinderung von 80 
 
Rollstuhlfahrer/innen: 
(Personen, die im Alltag auch in der Wohnung auf die Nutzung eines Rollstuhles  
angewiesen sind. Eine ärztliche Bescheinigung ist erforderlich.) 

 

 

1 P 
 

6 P 

4 P 
 

 
 

15 P 
 
 

12 P 
 

10 P 

4 P 

5 P 
 

 
 
 

1 P 
 

3 P 
 

5 P 

 

Vermeidung von Pendlerströmen   

 

Arbeitsplatz außerhalb Erlangens:  
(pro berufstätiger Person, die in den neuen Haushalt einzieht) 

 

  

- 10 P 
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Wohnsituation   

 

Mietwohnung in Erlangen wird freigemacht: 

Aktuelle Wohnung nicht ausreichend:  
(Zimmeranzahl < Personenzahl oder Wohnfläche pro Person < 25 m² ) 

Betreuung von Tageskindern in der Wohnung  
(unabhängig von der Anzahl) 

 

 

5 P 

6 P 
 

2 P 

 

 

 
 

 

Finanzielle Situation   

 

Immobilieneigentum und Vermögen: 

Selbstgenutzte Eigentumswohnung ausreichender Größe 
(Zimmeranzahl entspricht mind. der Personenzahl u. Wohnfläche pro Person mind. 25 m²) 

Selbstgenutztes Eigenheim 

Fremdgenutztes Immobilieneigentum* u. sonstige Vermögenswerte über  
200.000,-- € 
 

Einkommen: 
(Ermittelt in Anlehnung an Art. 11 BayWoFG)** 

Einhaltung der Einkommensgrenze 

Überschreitung der Einkommensgrenze bis     25 % 

Überschreitung der Einkommensgrenze bis     50 % 

Überschreitung der Einkommensgrenze bis     75 % 

Überschreitung der Einkommensgrenze bis   100 % 

Überschreitung der Einkommensgrenze über 100 % 

 

 

 

 
 

 

 
 
 
 
 

+ 25 P 

+ 15 P 

+   5 P 

 

 

 

 

 

 

- 25 P 
 

- 50 P 

 
- 15 P 
 
 
 

 

 

 

-   5 P 

- 15 P 

- 25 P 

 

 

 

Zuteilungskriterien bei Punktegleichheit: 

a) Bewerbung für das Baugebiet 410 blieb ohne Bauplatzzuteilung. 

b) Trifft a) nicht oder für mehrere Bewerbungen zu, ist für den Zuschlag das niedrigere  
    Bruttoeinkommen ausschlaggebend. 

 

Hinweis: 
Falschangaben führen zum Ausschluss aus dem Bewerbungsverfahren. 

 
*)   unabhängig vom Wert der Immobilie 
 

**)  Die Einkommensgrenzen des Art. 11 BayWoFG (Bayerisches Wohnraumförderungsgesetz) stellen ab auf  
      das nach Art. 5 bis 7 BayWoFG berechnete bereinigte Einkommen. 

      Zur Vermeidung von aufwändigen Einzelfallberechnungen ist für die Zuteilungskriterien der Stadt Erlangen  
      nicht das bereinigte Einkommen maßgeblich, sondern das Jahresbruttoeinkommen , bis zu dem laut der  
      Bayerischen Landesbodenkreditanstalt in aller Regel von einer Einhaltung der Einkommensgrenzen ausge- 
      gangen werden kann. Da besondere Lebenssituationen bereits im Rahmen der Zuteilungskriterien berück- 
      sichtigt werden, müssen sie bei der Ermittlung der maßgeblichen Einkommensgrenze außer Betracht bleiben. 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
VI/61 Amt f. Stadtentwiklung u. Stadtplanung 611/236/2014 
 
Bebauungsplan Nr. F 393 der Stadt Erlangen  
- Graf-Zeppelin-Straße Nord - mit integriertem Grünordnungsplan  
hier: Satzungsgutachten/Satzungsbeschluss 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-
schuss / Werkausschuss EB77 13.05.2014 Ö Gutachten verwiesen 

Stadtrat 22.05.2014 Ö Beschluss vertagt 
Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-
schuss / Werkausschuss EB77 03.06.2014 Ö Gutachten einstimmig angenommen 

Stadtrat 26.06.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
Öffentliche Auslegung vom 20.02.2014 bis einschließlich 21.03.2014 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange (TöB) sowie städtische Fachämter 
 

Bisherige Behandlung in 
den Gremien 

Gremium Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

Aufstellungsbeschluss UVPA 20.09.11 Ö Beschluss Einstimmig 

Ergänzender Aufstellungs-
beschluss F 394 - Verfah-
renstrennung 

UVPA 13.03.12 Ö Beschluss Einstimmig 

Städtebaulicher Vertrag 
zum Vollzug des B-Plans UVPA 03.12.13 N Gutachten Einstimmig 

Städtebaulicher Vertrag 
zum Vollzug des B-Plans STR 12.12.13 N Beschluss Ja 45, Nein 6 

Billigungsbeschluss UVPA 21.01.14 Ö Beschluss Einstimmig 

 
 
 
 

I. Antrag 
1. Den Ergebnissen der Prüfung der Stellungnahmen in Anlage 2 wird beigetreten. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 393 – Graf-Zeppelin-Straße Nord – der Stadt Erlangen 
mit integriertem Grünordnungsplan und Begründung in der Fassung vom 03.12.2013 wird ent-
sprechend ergänzt. 
 

2. Dieser wird in geänderter Fassung vom 13.05.2014 gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlos-
sen, da die vorgebrachten Stellungnahmen nur Änderungen redaktioneller Art zur Folge haben. 

 
 
 

II. Begründung 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
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Anlass und Ziel der Planung 
Im östlichen Teilbereich des Plangebietes nördlich der Graf-Zeppelin-Straße (Flst.-Nr. 210/2) - 
Gemarkung Frauenaurach – befanden sich nach Insolvenz der Quelle AG leerstehende bauli-
che Anlagen des ehemaligen Quelle-Auslieferungsbetriebs, für welchen keine geeigneten 
Nachnutzer zu finden waren.  
Im westlichen Teilbereich waren Musterhäuser einer früheren Quelle-Fertighausgesellschaft si-
tuiert, welche zeitweise auch eine tatsächliche Wohnnutzung beherbergten. Eine weitere 
Wohnnutzung der Musterhäuser der ehemaligen Quelle-Fertighausgesellschaft scheidet aus, 
da eine Wohnnutzung im Gewerbegebiet gem. § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) unzu-
lässig ist.  
Aufgrund der speziellen Struktur und der maroden Bausubstanz hat sich der Grundstücksei-
gentümer zum Abbruch entschlossen, der zwischenzeitlich auch vollständig erfolgt ist. 
Im Bebauungsplanverfahren soll die künftige Entwicklung neu geordnet und planungsrechtlich 
gesichert werden. Hierbei sind auch Fragen der inneren Erschließung und bodenordnerische 
Aspekte planerisch zu lösen.  
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. F 393 - Graf-Zeppelin-Straße Nord - der Stadt Erlangen 
mit integriertem Grünordnungsplan. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Verfahrensstand 
Der Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss des Erlanger Stadtrates hat am 21.01.2014 
den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. F 393 in der Fassung vom 03.12.2013  gebilligt sowie 
die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Behörden gem. § 4 
Abs. 2 BauGB beschlossen. 
Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung lag in der Zeit vom 20.02.2014 bis ein-
schließlich 21.03.2014 öffentlich aus. Hierbei ging aus dem Kreis der Öffentlichkeit 1 Stellung-
nahme ein, die in der Anlage 2 behandelt wird. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 17.02.2014 
von der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB benachrichtigt und gem. § 4 
Abs. 2 BauGB unter Hinweis auf § 4 a Abs. 4 BauGB zur Stellungnahme aufgefordert worden. 
Es wurden insgesamt 37 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie Nachbar-
gemeinden beteiligt, von denen 25 eine Stellungnahme abgaben, die in der Anlage 2 behandelt 
werden. 
Da die sich hieraus ergebenden Änderungen allein redaktioneller Art sind, kann der Bebau-
ungsplan in der geänderten Fassung vom 13.05.2014 als Satzung beschlossen werden. 
 
Prüfung der Stellungnahmen 
Siehe Anlage 2 
 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € 550,- / Jahr Für den jährlichen Grünflä-

chenunterhalt, Aufstockung 
des Betriebsführungszu-
schusses EB 77 wird bean-
tragt 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
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Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Übersichtslageplan mit Geltungsbereich 
Anlage 2: Abwägung (Prüfung der Stellungnahmen) mit Ergebnis 
 
 
 

III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am 
13.05.2014 
 
Protokollvermerk: 
Herr Stadtrat THALER stellt den Antrag, die Vorlage als „Einbringung“ zu behandeln und die Be-
schlussfassung in der Sitzung des Stadtrates am 22. Mai 2014 vorzunehmen.  
 
Der Antrag wird mit 14:0 Stimmen angenommen.  
 
 
gez. Dr. Janik gez. Weber 
Vorsitzender Berichterstatter 
 
 
 
Beratung im Gremium:  Stadtrat am 22.05.2014 
 
Protokollvermerk: 
Herr StR Volleth beantragt, den Tagesordnungspunkt zu vertagen und nochmals im Umwelt-, Ver-
kehrs- und Planungsausschuss zu behandeln. Dieser Antrag wird einstimmig/mit 50 gegen 0 
Stimmen angenommen.  
 
 
gez. Dr. Janik gez. Weber 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
Beratung im Gremium:  Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am 
03.06.2014 
 
Protokollvermerk:  
Herr Stadtrat Volleth zieht den CSU-Antrag Nr. 078/2014 zurück. 
 
 
Ergebnis/Beschluss: 
1. Den Ergebnissen der Prüfung der Stellungnahmen in Anlage 2 wird beigetreten. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 393 – Graf-Zeppelin-Straße Nord – der Stadt Erlangen 
mit integriertem Grünordnungsplan und Begründung in der Fassung vom 03.12.2013 wird ent-
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sprechend ergänzt. 
 

2. Dieser wird in geänderter Fassung vom 13.05.2014 gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlos-
sen, da die vorgebrachten Stellungnahmen nur Änderungen redaktioneller Art zur Folge haben. 

 
 
mit 14  gegen 0   Stimmen 
 
gez. Lender-Cassens gez. Weber 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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   ANLAGE 2 

Bebauungsplan Nr. F 393 der Stadt Erlangen – Graf-Zeppelin-Straße Nord – 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 20.02.2014 bis einschließlich 21.03.2014 
hier: Prüfung der Stellungnahmen mit Ergebnis 

 
 

Nr. Name Eingang Nr.  Stellungnahme Ergebnis der Prüfung 

1.  B 1 21.03.2014 1. Es kann nicht erkannt werden, dass diesem Bebau-
ungsplan auch ein Verkehrskonzept  zugrunde liegt. 
Allem Anschein nach wurde beim Problemfeld 
SCHALL / LÄRM von allgemeingültigen Parametern 
eines Gewerbegebietes und dessen Einfluss auf an-
grenzende Immissionsorte ausgegangen. Eventuelle 
besondere Verkehrsaufkommen, wie sie bei Logistik-
unternehmungen auftreten und dazugehörige Ab-
schätzungen über Zunahmen an Fahrzeugen oder gar 
Schwerlastaufkommen über einen Tag, konnten wir in 
den zugrundeliegenden Annahmen nicht finden. 
Ganz spezifisch halten wir die folgende Grundannah-
me unter Kap. 3 "Örtliche Verhältnisse und Ausgangs-
lage" im Gutachterlichen Bericht Nr. 1111/1868A vom 
15.12.2012 der Fa. Messinger und Schwarz für irre-
führend:  
 
"Der gewerbliche Verkehr des Gebietes soll dabei 
später durch eine entsprechende Verkehrsführung 
soweit gelenkt werden, dass dieser überwiegend über 
die Sylvaniastraße nach Süden abfließen kann. Nach 
Norden in Richtung der Wohnbauflächen kann damit 
eine relevante Erhöhung der bisher bereits einwirken-
den Verkehrslärmimmissionen nahezu ausgeschlos-
sen werden." 
 
Von Versorgungsfahrten der Fahrer ins nahegelegene 
Ortzentrum mal abgesehen, kann nicht davon ausge-
gangen werden, dass Transporte, die über die A73 in 
den Norden gehen sollen, über den Umweg Niedern-

Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
Im Rahmen der Erstellung des B-Planes wurden umfang-
reiche Abschätzungen zur zukünftigen Verkehrsstärke 
nach dem anerkannten Bosserhoff–Verfahren durchge-
führt. Da im Bauleitplanverfahren jedoch noch keine Vor-
gaben bzgl. späterer Art und Nutzung von Betrieben ge-
macht werden konnten, wurden Berechnungen für ver-
schiedene Szenarien u.a. auch für die Ansiedelung eines 
Logistikunternehmens durchgeführt.  
Mit den errechneten Verkehrsstärken wurde die Leistungs-
fähigkeit der Einmündung Graf-Zeppelin-Str. / Sylvaniastr. 
nach dem Handbuch für die Bemessung von Straßenver-
kehrsanlagen (HBS) ermittelt. Aufgrund der Prognoseun-
schärfe (da die Betriebe noch nicht bekannt sind) wurde 
zunächst eine 60/40-Verteilung des Ziel- und Quellver-
kehrs angenommen (mehr Verkehr von und nach Richtung 
Süden zur AS Frauenaurach). Für diese Annahme ist bei 
keiner Verkehrsbelastung eine Einschränkung der Leis-
tungsfähigkeit der v.g. Einmündung und eine relevante 
Erhöhung der bisher bereits einwirkenden Verkehrslärm-
immissionen in Richtung Norden zu den Wohnbauflächen 
zu erwarten.  
Ob zukünftig eine andere Verteilung gegenüber der ange-
nommenen Verkehrsentwicklung stattfindet,  kann erst bei 
konkreten Bauanfragen dort möglicher Betriebe, bzw. nach 
weitgehender Fertigstellung des Gewerbegebietes festge-
stellt werden.  
Zum jetzigen Zeitpunkt ist der Sachverhalt jedoch nicht 
einer Regelung im Rahmen dieses Bebauungsplanes zu-
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   ANLAGE 2 

Nr. Name Eingang Nr.  Stellungnahme Ergebnis der Prüfung 

dorfer Str. (St 2244) angefahren werden. 
Im Gegenteil, es kann davon ausgegangen werden, 
dass diese (in nordöstliche Richtung) über die Sylva-
niastraße zur BAB-Auffahrt Bruck fahren werden. 
Insofern gehen wir davon aus, dass die nachfolgen-
den Berechnungen zwangsläufig auf falschen Grund-
annahmen beruhen. Deshalb lehnen wir eine Freiga-
be des vorliegenden Bebauungsplanes ab. 

gänglich, sondern wird u.a. Gegenstand nachgelagerter 
Genehmigungsverfahren und auch des Lärmaktionsplans 
sein. Beispielhaft wären im Weiteren verkehrslenkende 
Maßnahmen wie Nachtfahrverbote für Schwerlastverkehre 
oder Geschwindigkeitsreduzierungen auf der Sylvania-
straße u.a. zu prüfen (siehe auch Beteiligung der Behör-
den: Pkt. 16 / Nr. 2). 
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 Bebauungsplan Nr. F 393 der Stadt Erlangen – Graf-Zeppelin-Straße Nord – 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB  
mit Schreiben vom 17.02.2014 
hier: Prüfung der Stellungnahmen mit Ergebnis  
 

Nr. Name Eingang Nr.  Stellungnahme Ergebnis der Prüfung 

1.  Autobahndirektion 
Nordbayern 
Dienststelle Nürnberg 
Flaschenhofstraße 55 
90402 Nürnberg 

24.02.2014  Kein Einwand. Entfällt. 

2.  Bayer. Landesamt für 
Denkmalpflege  
Abt. Vor- und 
Frühgeschichte 
Burg 4  
90403  Nürnberg  

21.02.2014  Keine weitere Äußerung, da die Belange berücksichtigt 
wurden. 

Entfällt. 

3.  Bund Naturschutz 
in Bayern e.V. 
Pfaffweg 4  
91054  Erlangen  

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 

4.  Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien Region Süd 
Sandstr. 38-40 
90443 Nürnberg 

04.03.2014  Es besteht Einverständnis mit dieser Bauleitplanung. Entfällt. 

5.  Deutsche Telekom Technik 
GmbH 
Technische Infrastruktur NL 
Süd 
PTI 13 
Am Fernmeldeturm 2 
90441 Nürnberg 

26.02.2014 1. Die Stellungnahme vom 01.03.2013 gilt unverändert mit 
folgender Änderung weiter:  
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Tele-
kommunikationslinien (TK-Linien) müssen weiterhin 
gewährleistet bleiben. Es wird gebeten, die Verkehrs-
wege so an die vorhandenen umfangreichen TK-Linien 
anzupassen, dass diese Leitungen nicht verändert oder  
verlegt werden müssen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
TK-Linien sind im Bereich der Graf-Zeppelin-Straße 
vorhanden. Falls dort Anpassungen notwendig werden, 
erfolgt eine rechtzeitige Abstimmung mit dem Leitungs-
träger. 
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Nr. Name Eingang Nr.  Stellungnahme Ergebnis der Prüfung 

2. In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und 
ausreichende Trassenbreite von 0,3 m für die Unter-
bringung von TK-Linien vorzusehen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Abstimmungen und entsprechenden Regelungen 
erfolgen nicht im Bebauungsplanverfahren, sondern im 
Zuge der Erschließungsplanung und -umsetzung. 

3. Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen sind das 
„Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- 
und Entsorgungsanlagen“  zu beachten und es ist si-
cherzustellen, dass Bau, Unterhalt und Erweiterung der 
TK-Linien nicht behindert werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Abstimmungen erfolgen im Zuge der Erschließungs-
planung und -umsetzung. 

4. Zur Versorgung der neuen Gebäude mit Telekommuni-
kations-Infrastruktur ist die Verlegung neuer Telekom-
munikationslinien innerhalb und außerhalb des Plan-
gebietes einer Prüfung vorbehalten. Es wird gebeten, 
die Telekom zum Zweck der Koordinierung über Maß-
nahmen der Stadt Erlangen oder Maßnahmen Dritter im 
Bereich der „Graf-Zeppelin-Straße“ und „Sylvaniastraße“ 
zu informieren. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Abstimmungen erfolgen im Zuge der Erschließungs-
planung und -umsetzung. 

5. Der textlichen Festsetzung in Punkt Nr. 11, wonach 
Versorgungsleitungen unterirdisch zu verlegen sind, 
wird mit folgender Begründung widersprochen:  
Regelungen zur Zulassung der oberirdischen Ausfüh-
rung von Telekommunikationsleitungen sind in § 68 
Absatz 2 Sätze 2 und 3 des Telekommunikationgeset-
zes (TKG) enthalten. Die Kriterien zur Art und Weise der 
Trassenführung von Telekommunikationslinien sind 
damit bundesgesetzlich geregelt. 
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB ist es zwar möglich, im 
Bebauungsplan die Führung von oberirdischen oder 
unterirdischen Versorgungsleitungen aus städtebauli-
chen Gründen festzulegen. Jedoch wird darin ein Wider-
spruch zu den vorher genannten Regelungen des TKG 
gesehen, wonach auch die Verlegung oberirdischer 
Leitungen ermöglicht werden soll, wenn eine Abwägung 
der Interessen des Wegebaulastträgers, des Betreibers 

Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
Rechtsgrundlage für das Verfahren zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes bildet das Baugesetzbuch (BauGB), 
ein Bundesgesetz. Hierin findet sich die Rechtsgrundla-
ge für die betreffende Festsetzung im § 9 Abs. 1 Nr. 13 
BauGB. 
Fernerhin heißt es wörtlich im § 68 Absatz 2 Sätze 2  
und 3 TKG:  

„Bei der Verlegung oberirdischer Leitungen sind die 
Interessen der Wegebaulastträger, der Betreiber öf-
fentlicher Telekommunikationsnetze und die städtebau-
lichen Belange abzuwägen. Soweit die Verlegung im 
Rahmen einer Gesamtbaumaßnahme koordiniert wer-
den kann, die in engem zeitlichen Zusammenhang 
nach der Antragstellung auf Zustimmung durchgeführt 
wird, soll die Verlegung in der Regel unterirdisch erfol-
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Nr. Name Eingang Nr.  Stellungnahme Ergebnis der Prüfung 

öffentlicher Telekommunikationsnetze und der städte-
baulichen Belange stattgefunden hat. 
Es wird darauf hingewiesen, dass aus wirtschaftlichen 
Gründen eine Versorgung des Neubaugebietes mit Te-
lekommunikations-Infrastruktur in unterirdischer Bauwei-
se nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten 
Erschließung sowie einer ausreichenden Planungssi-
cherheit möglich ist. 

gen.“ 

Wegebaulastträger für die bestehenden und künftigen 
Straßen und Wege im Plangebiet ist die Stadt Erlangen. 
Im Hinblick auf die Wahrung des vorhandenen und die 
Schaffung eines ansprechenden neuen Stadtbildes im 
Zuge der weiteren städtebaulichen Entwicklung ist nur 
eine unterirdische Verlegung zielführend.  
Im Zuge der Erschließungsplanung und -umsetzung 
findet eine Koordination zur Planung und Herstellung 
aller erforderlichen Versorgungsleitungen und des Stra-
ßen- und Wegebaus statt.  
Vor diesem Hintergrund ist der Widerspruch auch sach-
lich nicht gerechtfertigt. 

   6. 
 

Es wird gebeten sicherzustellen, dass für den Ausbau 
des Telekommunikationsnetzes die ungehinderte, un-
entgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftig gewid-
meten Verkehrswege möglich ist und eine rechtzeitige 
und einvernehmliche Abstimmung und Koordinierung 
erfolgt. 
Die geplanten Verkehrswege sollen nach der Errichtung 
der Telekommunikations-Infrastruktur in Lage und Ver-
lauf nicht mehr verändert werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Abstimmungen erfolgen im Zuge der Erschließungs-
planung und -umsetzung. 

6.  Eisenbahn-Bundesamt 
(EBA) 
Außenstelle Nürnberg 
Postfach 1724 
90006 Nürnberg 

03.03.2014  Unsere Stellungnahme vom 04.02.2013 mit folgendem 
Wortlaut ist weiterhin gültig: 
„Bezüglich der nördlich des betroffenen Areals vorbei-
führenden Bahnlinie Erlangen-Bruck – Herzogenaurach 
muss jedoch sichergestellt sein, dass der Eisenbahnbe-
trieb auf dieser Bahnstrecke durch eine spätere Bebau-
ung oder sonstige Nutzung, sowie auch durch irgend-
welche Bepflanzungen weder gestört, noch beeinträch-
tigt wird“. 
Darüber hinaus bestehen keine weiteren Bedenken. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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7.  Gewerbeaufsichtsamt 
Nürnberg 
Roonstr. 20 
90429 Nürnberg 

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 

8.  Handwerkskammer 
für Mittelfranken 
Postfach 105  
90489  Nürnberg  

04.03.2014  Keine Einwand Entfällt. 

9.  Heimat- und 
Geschichtsverein 
Erlangen e.V. 
Gebberstraße 1 
91054  Erlangen  

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 

10.  IHK-Gremium Erlangen 
Industrie- und 
Handelsgremium 
Henkestraße 91 
91052 Erlangen  

18.03.2014  Kein Einwand.  
Die Planung, die zur Standortsicherung für Unterneh-
men als auch für potenzielle Neuansiedlungen dient, 
wird begrüßt. 

Entfällt. 

11.  Kabel Deutschland Vertrieb 
und Service GmbH & Co KG 
Bayern 
Südwestpark 15 
90449 Nürnberg 

07.04.2014  Kein Einwand 
Eigene Maßnahmen der Kabel Deutschland zur Ände-
rung bzw. Erweiterung des bestehenden Telekommuni-
kationsnetzes sind im genannten Bereich nicht vorgese-
hen. 

Entfällt. 

12.  Kreishandwerkerschaft 
Erlangen 
Friedrich-List-Str. 1  
91054  Erlangen  

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 

13.  Landesbund für Vogelschutz 
in Bayern e.V. 
Geschäftsstelle Nürnberg-
Fürth-Erlg. 
z.H. Frau Bianca Fuchs 
Humboldtstr. 98 
90459 Nürnberg 

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 
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14.  Natur- und Umwelthilfe e.V. 
Neue Straße 24 
91054 Erlangen  

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 

15.  Naturschutzgemeinschaft 
Erlangen e.V. 
c/o Herrn Helmut Dörfler 
Koldestraße 8 b 
91052 Erlangen 

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 

16.  Ortsbeirat Frauenaurach 
Herrn Stephan Bergler 
Brauhofgasse 10 
91056 Erlangen 

10.03.2014 1. Die Gebäudehöhe muss,  wie geplant und durch die 
Verschattungsstudie belegt, im Bereich zur Wohnbe-
bauung auf 15 m begrenzt bleiben. 

Die Stellungnahme ist bereits berücksichtigt. 
Im Bebauungsplan ist im nördlichen Bereich - gegen-
über der Wohnbebauung an der Sylvaniastraße  - nur 
eine max. Gebäudehöhe von 15 m zulässig. 

2. Es wird ein Verkehrsleitsystem benötigt, das den Ver-
kehr durch die Autobahnunterführung und über die Pap-
penheimer Straße leitet, um keine zusätzliche Belastung 
der Anwohner und der Schule zu erzeugen. 

Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt.  
Im Rahmen der Erstellung des B-Planes wurden um-
fangreiche Abschätzungen zur zukünftigen Verkehrs-
stärke nach dem anerkannten Bosserhoff–Verfahren 
durchgeführt. Da im Bauleitplanverfahren jedoch noch 
keine Vorgaben bzgl. späterer Art und Nutzung von 
Betrieben gemacht werden konnten, wurden Berech-
nungen für verschiedene Szenarien u.a. auch für die 
Ansiedelung eines Logistikunternehmens durchgeführt. 
Mit den errechneten Verkehrsstärken wurde die Leis-
tungsfähigkeit der Einmündung Graf-Zeppelin-Str. / Syl-
vaniastr. nach dem Handbuch für die Bemessung von 
Straßenverkehrsanlagen (HBS) ermittelt. Aufgrund der 
Prognoseunschärfe (da die Betriebe noch nicht bekannt 
sind) wurde zunächst eine 60/40-Verteilung des Ziel- 
und Quellverkehrs angenommen (mehr Verkehr von und 
nach Richtung Süden zur AS Frauenaurach). Für diese 
Annahme ist bei keiner Verkehrsbelastung eine Ein-
schränkung der Leistungsfähigkeit der v.g. Einmündung 
und eine relevante Erhöhung der bisher bereits ein-
wirkenden Verkehrslärmimmissionen in Richtung Nor-
den zu den Wohnbauflächen zu erwarten.  

 7 
120/138



   ANLAGE 2 
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Ob zukünftig eine andere Verteilung gegenüber der 
angenommenen Verkehrsentwicklung stattfindet,  kann 
erst bei konkreten Bauanfragen dort möglicher Betriebe, 
bzw. nach weitgehender Fertigstellung des Gewerbege-
bietes festgestellt werden.  
Zum jetzigen Zeitpunkt ist der Sachverhalt jedoch nicht 
einer Regelung im Rahmen dieses Bebauungsplanes 
zugänglich, sondern wird u.a. Gegenstand nachgelager-
ter Genehmigungsverfahren und auch des Lärmaktions-
plans sein. Beispielhaft wären im Weiteren verkehrslen-
kende Maßnahmen wie Nachtfahrverbote für Schwer-
lastverkehre oder Geschwindigkeitsreduzierungen auf 
der Sylvaniastraße u.a. zu prüfen (siehe auch Beteili-
gung der Öffentlichkeit: Pkt.1 / B1). 
 
Bezüglich der Sicherheit des Schulweges kam man 
nach verwaltungsinterner Prüfung in den zuständigen 
Fachstellen zu dem Ergebnis, dass dort derzeit keine 
Gefährdung der Schulkinder auf dem Weg zur Grund-
schule vorliegt, bzw. zu erwarten ist. 

3. Forderung nach emissionsarmen Gewerbe (Geruch, 
Lärm), da schon eine hohe Grundbelastung durch nahe-
liegende Gewerbegebiete und die Bundesautobahn 
vorliegt. 

Die Stellungnahme ist bereits berücksichtigt.  
Die Verträglichkeit der gewerblichen Nutzungen zum 
benachbarten Wohngebiet ist durch die zugewiesenen 
und festgesetzten Lärmkontingente im Bebauungsplan 
gewährleistet. Weiterhin sind bestimmte Arten baulicher 
Anlagen und Nutzungen wie z.B. offene Lagerflächen für 
Schuttgütter oder Baustoffrecyclingbetriebe nicht zuläs-
sig, um die benachbarte Wohnbebauung vor Staub und 
anderen Luftverunreinigungen oder Geruchsbelästigun-
gen  zu schützen. 

4.  Ausschluss von sogenannten Logistikbetrieben, um 
neue Belastungen (Verkehrslärm) so gering wie möglich 
zu halten. 
 

Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
Sogenannte Logistik- oder ähnliche Betriebe sind in dem 
betreffenden Bereich planungsrechtlich zulässig, nach-
dem es sich hier um ein Gewerbegebiet handelt. Ob im 
Einzelfall eine Einstufung als erheblich belästigende 
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 Gewerbebetriebe vorzunehmen ist und diese somit eher 
einem Industriegebiet zuzuordnen wären, muss im 
Rahmen der zukünftigen Baugenehmigungsverfahren 
abgeklärt werden, da es immer auf die jeweiligen Aus-
wirkungen ankommt (u.U. kann auch ein produzierender 
Betrieb unzulässig sein). Mögliche Ausschlusskriterien 
für einen Logistikbetrieb oder eine Spedition im Gewer-
begebiet sind nur gegeben, wenn es sich hierbei z.B. 
um einen 24-Sunden-Betrieb handelt, der  über eine 7-
Tages-Woche stattfindet oder der Verkehr von den be-
stehenden Straßen nicht mehr aufgenommen werden 
kann.  
Unabhängig davon müssen - entsprechend nach Art der 
Betriebe und Anlagen - auf den Gewerbeflächen im B-
Plan F 393 festgesetzte und richtungsabhängige Lärm-
kontingente einhalten werden, wonach bestimmte Grö-
ßen am Tage und in der Nacht auf keinen Fall über-
schritten werden dürfen, um die nördlich angrenzende 
Wohnbevölkerung zu schützen.  
Außerdem muss darauf hingewiesen werden, dass be-
reits früher ein verkehrsintensives Auslieferungslager 
der Fa. Quelle auf dem betreffenden Areal vorhanden 
und zulässig war, aufgrund dessen der private Investor  
auch immer von einer adäquaten Nachnutzung ausge-
hen konnte.  
Ein genereller Ausschluss von sog. Logistikbetrieben 
kann daher im Bebauungsplan nicht vorgenommen wer-
den. 

17.  Planungsverband 
Industrieregion Mittelfranken 
Hauptmarkt 18  
90403  Nürnberg  

21.03.2014  Eine Behandlung im Planungsausschuss ist nicht erfor-
derlich. 

Entfällt. 

18.  Polizeiinspektion 
Erlangen-Stadt 
Schornbaumstr. 11 

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 
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91052 Erlangen 

19.  Regierung von Mittelfranken 
Höhere 
Landesplanungsbehörde 
SG 800 
Promenade 27  
91522  Ansbach  

13.03.2014  Einwendungen zum Bebauungsplan werden aus lan-
desplanerischer Sicht nicht erhoben. 

Entfällt. 

20.  Staatl. Bauamt Nürnberg 
Straßenbau 
Flaschenhofstr. 53  
90402  Nürnberg  

12.03.2014  Kein Einwand. Entfällt. 

21.  Stadt Erlangen 
Untere 
Denkmalschutzbehörde 
Gebbertstraße 1 
91052 Erlangen 

25.03.2014  Hinweis auf Art. 8 Denkmalschutzgesetz: 
Wer Baudenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies un-
verzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder 
dem Landesamt für Denkmalschutz anzuzeigen. 

Der Hinweis wurde bereits berücksichtigt.  
Ein entsprechender Hinweis ist in den Textlichen Hin-
weisen zum Bebauungsplan unter Ziff. 4 - Bodendenk-
mäler sowie der Begründung aufgenommen. 

22.  Stadt Erlangen 
Untere Bodenschutzbehörde 
Schuhstraße 40 
91052 Erlangen 

20.03.2014  In der Begründung sollen aus fachlicher Sicht die textli-
chen Hinweise zum Bebauungsplan Nr. 1 „Altlasten“ 
sowie Nr. 2 „Wasserrechtliche Regelungen“ zusätzlich 
mit aufgenommen werden. 

Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
Die betreffenden Hinweise stehen bereits im Bebau-
ungsplan und sind somit ausreichend verankert. Eine 
nochmalige, textgleiche Aufnahme unter den Hinweisen 
zur Begründung ist hier nicht begründet, da keine wei-
tergehende Erläuterung zu den betreffenden Punkten 
erfolgt. (siehe auch Pkt. 25). 

23.  Stadt Erlangen 
Untere 
Immissionsschutzbehörde 
Schuhstraße 40 
91052 Erlangen 

01.04.2014  Kein Einwand. Entfällt 
 

24.  Stadt Erlangen 
Untere Naturschutzbehörde 
Schuhstraße 40 
91052 Erlangen 

17.03.2014 
 

1. Kleinere Redaktionelle Ergänzungen bzw. Ergänzun-
gen zu den Ziffern 5.3.2 / 5.3.3 / 5.5.2 / 5.5.2.2 / 6.13 
sowie den Anlagen zu 5. in der Begründung vom 
03.12.2013.  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Die redaktionellen Ergänzungen werden in der Begrün-
dung an den betreffenden Stellen vorgenommen. 
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2. Die Zusammenfassende Erklärung ist als eigenständi-
ges Dokument und nicht als Teil der Begründung zu 
führen. Deshalb ist auf dem Deckblatt der Begründung 
die „Zusammenfassende Erklärung“ zu streichen.  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Die Zusammenfassende Erklärung wird als eigenständi-
ges Dokument ab der Bekanntmachung des Bebau-
ungsplanes geführt. 

25.  Stadt Erlangen 
Untere 
Wasserrechtsbehörde 
Schuhstraße 40 
91052 Erlangen 

04.03.2014 1. In den textlichen Hinweisen zum Bebauungsplan sind 
unter Nr. 2 „Wasserrechtliche Regelungen“ die rechtli-
chen Verweise auf § 10 und § 11 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) zu streichen und durch § 8 zu ersetzen. 

Der Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Die aktualisierte Rechtsgrundlage wird in dem betreffen-
den textlichen Hinweis Nr. 2 des Bebauungsplanes ge-
ändert. 

2. In der Begründung sollen aus fachlicher Sicht die textli-
chen Hinweise zum Bebauungsplan Nr. 1 „Altlasten“ 
sowie Nr. 2 „Wasserrechtliche Regelungen“ zusätzlich 
mit aufgenommen werden. 

Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
Die betreffenden Hinweise stehen bereits im Bebau-
ungsplan und sind somit ausreichend verankert. Eine 
nochmalige, textgleiche Aufnahme unter den Hinweisen 
zur Begründung ist hier nicht begründet, da keine wei-
tergehende Erläuterung zu den betreffenden Punkten 
erfolgt. (siehe auch Pkt. 22). 

26.  Stadt Fürth 
Stadtplanungsamt 
Hirschenstraße 2 
90762  Fürth  

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 

27.  Stadt Herzogenaurach 
Stadtplanungsamt 
Postfach 
91072 Herzogenaurach 

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 

28.  Stadt Nürnberg 
Stadtplanungsamt 
Lorenzer Straße 30 
90402 Nürnberg  

13.03.2014  Kein Einwand. Entfällt. 

29.  Stadt Schwabach 
Stadtplanungsamt 
Postfach 2120 
91124  Schwabach  

27.02.2014  Kein Einwand. Entfällt. 
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30.  Stadtheimatpfleger 
Konrad Rottmann 
Gostenhofer Straße 20 
91056  Erlangen  

04.03.2014 
 

 Ausdrücklicher Hinweis, dass die betreffende Fläche des 
B-Planes als mögliche Fundstelle für die Bodenarchäo-
logie eingetragen ist und ein entsprechendes Fundstück 
aus dem Geltungsbereich schon vorliegt. 

Der Hinweis wurde bereits berücksichtigt  
Ein entsprechender Hinweis ist in den Textlichen Hin-
weisen zum Bebauungsplan unter Ziff. 4 - Bodendenk-
mäler sowie der Begründung aufgenommen. 

31.  Tennet TSO GmbH 
Bereich Leitungen 
Luitpoldstraße 51 
96052 Bamberg 

12.03.2014  Kein Einwand. 
Belange des Unternehmens werden nicht berührt. 

Entfällt. 

32.  Vermessungsamt Erlangen 
Nägelsbachstr. 67 
91052  Erlangen  

21.02.2014  Kein Äußerung Entfällt. 

33.  VGN 
Verkehrsverbund 
Großraum Nürnberg 
Rothenburger Str. 9 
90443 Nürnberg  

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 

34.  Wasser- und Bodenverband 
Kriegenbrunn 
Herrn Walter Egelseer 
Römerreuthstr. 27 a 
91056 Erlangen 

---  Keine Rückmeldung Entfällt. 

35.  Wasser- und Schifffahrtsamt 
Nürnberg 
Marientorgraben 1  
90402  Nürnberg  

07.03.2014 1. An Gebäuden bzw. auf den Grundstücken dürfen keine 
Zeichen oder Lichter angebracht werden, die mit 
Schifffahrtszeichen verwechselt oder durch die Schiffs-
führer auf dem Main-Donau-Kanal geblendet bzw. be-
hindert werden können (§ 34 Abs. 4 WaStrG). 

Die Stellungnahme ist bereits berücksichtigt  
Ein entsprechender Hinweis steht im Bebauungsplan 
unter Ziff. 6 – Zeichen und Lichter. 

2. Gesammeltes Oberflächenwasser aus dem Plangebiet 
darf nicht in den (MDK) eingeleitet werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Das Oberflächenwasser wird geordnet dem städtischen 
Mischwasserkanal zugeführt.  

3. Bei den Bepflanzungen mit Bäumen nach Grünord-
nungsfestsetzung ist die in der Pflanzenartenliste der 
Stadt Erlangen enthaltene Zitter-Pappel (Populus tre-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

In den Grundstücksbereichen, die näher als 30 m am 
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   ANLAGE 2 

Nr. Name Eingang Nr.  Stellungnahme Ergebnis der Prüfung 

mula) an der östlichen Grenze des Plangebietes auszu-
nehmen, da diese grundsätzlich einen Mindestabstand 
von 30 m zum Kanalufer erfordert. 

Main-Donau-Kanal liegen, kann die Zitter-Pappel nicht 
gepflanzt werden. Ein diesbezüglicher Hinweis wird an 
die betreffenden Grundstückseigentümer weitergege-
ben. 

36.  Wasserwirtschaftsamt 
Nürnberg 
Postfach 
90041 Nürnberg  

14.03.2014 
 

 Die Ergebnisse der in 2012 durchgeführten weiteren 
Untergrunduntersuchungen haben erneut unterstri-
chen, dass insbesondere im Bereich der Auffüllungen 
mit bodenfremden Bestanteilen zum Teil mit relativ ho-
hen Schadstoffgehalten zu rechnen ist, wie z. B.  am 
Sondierpunkt  29, an dem bis zu 480 mg/kg PAK festge-
stellt worden sind.  
Säulenversuche, die bei solchen PAK-Gehalten zur 
Ermittlung der Wassermobilisierbarkeit grundsätzlich 
angezeigt und geboten sind, wurden nicht durchgeführt. 
Entsprechende Untersuchungen sind aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht nachzuholen, insbesondere dort, wo 
durch Entsiegelungsmaßnahmen eine niederschlagsbe-
dingte Schadstoffmobilisierung auf Grundlage der bishe-
rigen Befundung nicht auszuschließen ist. 
 
Hinweis auf Mail vom 21.02.2013 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Ein entsprechender Hinweis wird an den Grundstücksei-
gentümer sowie die zuständigen städtischen Dienststel-
len weitergegeben.  Die notwendigen Abstimmungen, 
bzw. evtl. weitere Untersuchungen erfolgen im nachge-
lagerten Vollzug mit der zuständigen Unteren Boden-
schutzschutzbehörde.  
Eine entsprechende Regelung ist auch im Städtebauli-
chen Vertrag, bzw. der vorbereitenden Vereinbarung, 
die Bestandteil des Vertrages ist, enthalten.  
 

37.  ESTW 
Erlanger Stadtwerke AG 
Äußere Brucker Str. 33 
ESTW/NP 
91052 Erlangen 

21.03.2014 1. Elektrizitätsversorgung 
 

Das Gebiet im Bebauungsplan F 393 mit den geplanten 
Gewerbeflächen kann grundsätzlich an das Elektrizitäts-
versorgungsnetz der ESTW angeschlossen werden. 
Aus der vorhandenen Ortsnetzstation Graf-Zeppelin-
Straße 1 kann zur Versorgung der Allgemeinheit maxi-
mal eine Leistung von weiteren 300 kW entnommen 
werden. Die Errichtung einer weiteren Ortsnetzstation 
zur Versorgung der Allgemeinheit ist erst nach Vorlage 
der Nutzung mit Leistungsangaben möglich.  
 
Bezüglich der Sicherstellung der Leitungsrechte gehen 
wir davon aus, dass sowohl die Graf-Zeppelin-Straße als 
auch die Planstraße öffentlich gewidmet sein wird. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Da aktuell noch nicht feststeht ob überhaupt und an 
welchem Standort eine weitere Ortsnetzstation benötigt 
wird, kann auch keine dementsprechende Festsetzung 
im B-Plan erfolgen. 
 
 

 
Die Herstellung der neu zu errichtende Planstraße wur-
de über einen städtebaulichen Vertrag gesichert und 
wird nach deren Fertigstellung öffentlich gewidmet. 
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   ANLAGE 2 

Nr. Name Eingang Nr.  Stellungnahme Ergebnis der Prüfung 

2. Gasversorgung 
 

Die nördlich der Graf-Zeppelin-Straße vorgesehenen 
Gewerbeflächen GE1 und GE2/2 können grundsätzlich 
an das Gasversorgungsnetz der ESTW angeschlossen 
werden. Der Anschluss der Gewerbefläche GE 2/1 an 
das Erdgasnetz ist nicht möglich, da in die vorgesehene 
Planstraße keine Erdgasleitung verlegt wird. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Gewerbefläche GE 2/1 ist eine Fläche mit unter-
schiedlicher Nutzung (geringere Gebäudehöhe) und 
kein eigenständiges Grundstück. Wenn das Gesamt-
grundstück Flst. Nr. 210/2 (wie bisher geplant) in Nord-
Süd Richtung geteilt wird, entsteht dadurch immer eine 
Anschlussmöglichkeit zum Gasversorgungsnetz in der 
Graf-Zeppelin-Straße. 

3. Wasserversorgung 
 

Das geplante Gewerbegebiet kann grundsätzlich an das 
Wasserversorgungsnetz des Zentralverbandes Elters-
dorfer Gruppe (ZVE) angeschlossen werden. Wir bitten 
dies in der Begründung zum Bebauungsplan unter 
Punkt 7.2 zu berichtigen. 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
In der Begründung wird unter Pkt. 7.2 eine entspre-
chend Änderung vorgenommen. 

 
4a. 

Allgemein 
 

Die vorgesehene Bepflanzung ist soweit von den Fahr-
bahnrändern abzurücken, dass für die Verlegung der 
Ver- und Entsorgungsleitungen eine Mindestbreite von 
4,50 m zur Verfügung steht. Von diesem Rand ist für die 
Bepflanzung ein Abstand von 2,50 m einzuhalten. Für 
Kabelverlegungen ist von den Gehwegen ebenso für die 
Pflanzung von Bäumen ein Abstand von 2,5 m einzuhal-
ten. Bei Unterschreitung der erforderlichen Regelab-
stände gem. DVGW - Regelwerk "Baumpflanzungen im 
Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen" sind 
Schutzvorkehrungen zu treffen. Die Kosten hierfür wer-
den vom ZVE bzw. den ESTW nicht getragen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Abstimmungen erfolgen im Zuge der Erschließungs-
planung und -umsetzung. 
 
 
 
 
 
 
 

4b. 
 
 
 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass die lagegebundenen 
Bäume entlang der im Bereich des Gewerbegebietes 
GE 1 wegen den unmittelbar an der Grundstücksgrenze 
liegenden Bestandskabel weiter in das Grundstück ver-
legt und / oder Schutzvorkehrungen getroffen werden 
müssen. 
 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Die neu zu pflanzenden und lagemäßig gebundenen 
Bäume im betreffenden Bereich des Gewerbegebietes 
GE 1 zur Graf-Zeppelin-Straße werden soweit zurück-
gesetzt, dass ein Abstand von mindestens 2,50 m zur 
südlichen Grundstücksgrenze eingehalten wird. 
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   ANLAGE 2 

Nr. Name Eingang Nr.  Stellungnahme Ergebnis der Prüfung 

 

4c. 
 
Dies betrifft ebenso die nach Schema-Schnitt A-A zu 
pflanzenden Bäume im Bereich des Gewerbegebietes 
GE 2/2 an der Graf-Zeppelin-Straße. 
 

 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Im Bereich des GE 2/2 wird der Schema-Schnitt A-A 
insoweit umgearbeitet (im Prinzip gespiegelt), dass zu-
künftig ein Abstand der neu zu pflanzenden Bäume zur 
öffentlichen Verkehrsfläche von 2,50 m erreicht wird und 
somit keine Schutzvorkehrungen erforderlich sind.  
Der beabsichtigte Charakter des Straßenraumes bzw. 
der begrünten Vorgartenzone im Gewerbegebiet ist 
dadurch genauso realisierbar.  

  5. Bauabwicklung 
 

ln Bezug auf die vorhandene Artenvielfalt wie Fleder-
mäuse, Reptilien und Vögel wird darauf hingewiesen, 
dass bei der Trassenberäumung mindestens ein seitli-
cher Streifen von ca. 10 m Breite neben den geplan-
ten bzw. der vorhandenen Planstraße erforderlich ist, 
damit der Rohrgrabenaushub entsprechend zwischen-
gelagert werden kann. Zudem wird es erforderlich, für 
die Baustelleneinrichtung eine Fläche zur Verfügung zu 
stellen. 
 
Des Weiteren gehen die ESTW und der ZVE davon aus, 
dass die Erschließung im Bereich der Monate April 
bis Oktober des betreffenden Jahres durchgeführt wer-
den kann. Im Rahmen einer wirtschaftlichen und ratio-
nellen Abwicklung der geplanten Erschließungsmaß-
nahme schlagen die ESTW und der ZVE vor, analog 
dem vorher realisierten Baugebiet die Baudurchführung 
in enger Abstimmung mit dem Straßen- und Wegebau 
vorzunehmen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die notwendigen Abstimmungen erfolgen im Zuge der 
Erschließungsplanung und –umsetzung mit der zustän-
digen Unteren Naturschutzbehörde. 
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   ANLAGE 2 

 
Bebauungsplan Nr. F 393 der Stadt Erlangen – Graf-Zeppelin-Straße Nord – 
Beteiligung der städtischen Ämter und Dienststellen 
hier: Änderungen aufgrund verwaltungsinterner Abstimmungen 

 
 

Nr. Name Eingang Nr.  Stellungnahme Änderungsvorschlag 

1.    Redaktionelle Änderungen in der Begründung: 
Das genannte Teilgrundstück in der Begründung unter 
Pkt. 4.2.5 und 6.1 mit der Fl.-Nr. 228/1 existiert nicht im 
GIS und sollte entfernt werden.  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 

2.    
a.) 

 

 
b.) 

Redaktionelle Änderungen im Bebauungsplan: 
Nr. 6. - Begrünungsmaßnahmen … 
Die Artenliste ist in der Begründung unter den Hinwei-
sen aufgeführt, daher wird folgender Text empfohlen:  
(Artenliste siehe Hinweise der Begründung):“ 
Nr. 11. – Leitungsverlegungen (Satzumstellung) 
 „… sind Mindestabstände von 2,50 m zu den festge-
setzten, geplanten und vorhandenen Baumstandor-
ten zu berücksichtigen und die Vorschriften gemäß 
DVGW-Regelwerk einzuhalten. …“   

 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
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Büro: Zimmer 1.04, Rathaus, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen                                               Stadt- und Kreissparkasse Erlangen  Konto-Nr. 19314  BLZ 763 500 00 

Die Stadträtinnen und Stadträte der CSU-Stadtratsfraktion Erlangen: 
Fraktionsvorsitzende Birgitt Aßmus, Wolfgang Beck, Sonja Brandenstein, Rosemarie Egelseer-Thurek, Uwe Greisinger, Dr. Kurt Höller, 

Bezirksrat Dr. med. Max Hubmann, Robert Hüttner, Gabriele Kopper, Christian Lehrmann, Ralf Merkel, Adam Neidhardt, 
Dr. med. Stefan Rohmer, Prof. Dr. med. Rüdiger Schulz-Wendtland, Pia Tempel-Meinetsberger, Jörg Volleth, Alexandra Wunderlich 

Rathaus, Rathausplatz 1, Zimmer 1.04 
91052 Erlangen 

 

Tel. (09131) 86-24 05 
Fax (09131) 86-21 78 

facebook.com/CSU.Fraktion.Erlangen 
eMail: csu@erlangen.de 

CSU-Stadtratsfraktion Erlangen, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen 

Herrn Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathaus 
91052 Erlangen 

 

19. Mai 201 

AB 

 

 

Antrag zu TOP 19, Stadtrat am 22. Mai 2014 
Bebauungsplan Nr. F 393 der Stadt Erlangen - Graf-Zeppelin-Straße Nord - mit 
integriertem Grünordnungsplan 

 
hier: bessere Erschließung des Geländes durch eine zweite Stichstraße im westlichen 

Teil des Geltungsbereiches 

 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 

um eine kleinteiligere Vermarktung des Gewerbegebietes Graf-Zeppelin-Straße zu ermöglichen, stellen 
wir den Antrag, eine zweite Stichstraße im westlichen Teil des Geltungsbereiches einzuplanen. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 gez. 
Birgitt Aßmus Jörg Volleth 
Fraktionsvorsitzende  

Fraktionsantrag gemäß § 28 GeschO 
Eingang: 20.05.2014 
Antragsnr.: 078/2014 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: VI/61 
mit Referat:

Ö  24
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
VI\61 Amt f. Stadtentwicklung u. Stadtplanung 612/001/2014 
 
Verordnung über die Umlegungsausschüsse und das Vorverfahren in 
Umlegungsangelegenheiten (Umlegungsauschussverordnung - UmlegAusschV) 
vom 18.01.1961 (GVBl. S. 27), zuletzt geändert am 21.03.2012 (GVBl. S.84) 
hier: Neu- und Wiederbestellung von weiteren Umlegungsausschuss-Mitgliedern in 
Angleichung an die Stadtratsperiode (2014-2020) 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 25.06.2014 Ö Gutachten  

Stadtrat 26.06.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
30-R, 63, Vermessungsamt Erlangen 
 
 

I. Antrag 
 
Als weitere Mitglieder des Umlegungsausschusses werden ab sofort für die Amtsdauer von 3 Jah-
ren mit Wirkung bis zum 30.04.2017 bestellt: 
 

a.   Herr Vermessungsdirektor Stefan Pfister als Beamter mit der Qualifikation für die Fachlaufbahn  
      Naturwissenschaft und Technik – Schwerpunkt Vermessung und Geoinformation in seiner Funktion als 
      Dienststellenleiter beim staatlichen Vermessungsamt Erlangen (§ 2 Abs.2 Satz 2 Nr. 2 der o.g. Verordnung) 
 
b.   als Stellvertreter von Herrn Pfister Herr Vermessungsoberrat Wolfgang Schlegel als Beamter mit der 
      Qualifikation für die Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik – Schwerpunkt Vermessung und  
      Geoinformation in seiner Funktion als stellvertretender Dienststellenleiter beim staatlichen Vermessungsamt 
      Erlangen (§ 2 Abs.2 Satz 2 Nr. 2 i.V.m. § 2 Abs.4 Satz 2 der o.g. Verordnung) 
 
c.   Herr Verwaltungsrat Florian Albrecht mit der Befähigung zum Richteramt als Beamter des höheren 
      Verwaltungsdienstes in seiner Funktion als Amtsleiter des Bauaufsichtsamtes bei der Stadt Erlangen 
      (§ 2 Abs.2 Satz 2 Nr. 3 der o.g. Verordnung) 
 
d.   als Stellvertreterin von Herrn Albrecht  Frau Ltd. Rechtsdirektorin Juliane Kreller mit der Befähigung zum 
      Richteramt als Beamtin des höheren Verwaltungsdienstes (Leiterin des Rechtsamt der Stadt Erlangen) 
      (§ 2 Abs.2 Satz 2 Nr. 3  i.V.m. § 2 Abs.4 Satz 2 der o.g. Verordnung) 
 
e.   Herr Berufsmäßiger Stadtrat Josef Weber der Stadt Erlangen als Bausachverständiger, der auf dem Gebiet 
      des Baurechts und insbesondere der Bauleitplanung erfahren ist (§ 2 Abs.2 Satz 2 Nr. 5 der o.g. Verordnung) 
 
f.   als Stellvertreterin von Herrn Weber Frau Ltd. Baudirektorin Annette Willmann-Hohmann als Bau- 
     sachverständige, die auf dem Gebiet des Baurechts und insbesondere der Bauleitplanung erfahren ist in ihrer 
     Funktion als Amtsleiterin im Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung der Stadt Erlangen 
      (§ 2 Abs.2 Satz 2 Nr. 5  i.V.m. § 2 Abs.4 Satz 2 der o.g. Verordnung) 
 
g.   Herr Vermessungsrat Dirk Lange als Sachverständiger in der Bewertung von Grundstücken - 
      Vorsitzender des Gutachterausschusses für Grundstückswerte bei der Stadt Erlangen und geprüfter 
      Sachverständiger für Immobilienbewertung ZIS (§ 2 Abs.2 Satz 2 Nr. 4 der o.g. Verordnung) 
 
h.   als 1. Stellvertreterin für Herrn Lange Frau Dipl.-Ing. (FH) Gerda-Ellen Ostermann als öffentlich bestellte und 
      vereidigte Sachverständige in der Bewertung von Grundstücken  
      (§ 2 Abs.2 Satz 2 Nr. 4  i.V.m. § 2 Abs.4 Satz 2 der o.g. Verordnung) 
 
i.    als 2. Stellvertreter für Herrn Lange Herr Dipl.-Ing. (FH) Rudolf Siegesmund als öffentlich bestellter und  
      vereidigter Sachverständiger in der Bewertung von Grundstücken  
      (§ 2 Abs.2 Satz 2 Nr. 4 i.V.m. § 2 Abs.4 Satz 2  der o.g. Verordnung). 
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II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Umlegungsausschusses (erforderlich bei Anordnung einer Umle-
gung, sofern die Befugnis zur Durchführung nicht übertragen wird) sind die Neuberufungen bzw. die Wiederberufun-
gen in dieses Gremium mit Beginn der neuen Stadtratsperiode notwendig.  
 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
1. Der Umlegungsausschuss der Stadt Erlangen besteht aus dem Vorsitzenden und sechs weiteren Mitgliedern 
(§ 2 Abs.2 der o.g. Verordnung). Jedes Mitglied hat mindestens einen Vertreter. Die Amtszeit der weiteren Mitglieder 
des Umlegungsausschusses, die nicht erster Bürgermeister, dessen Stellvertreter oder Stadträte sind, beträgt nach 
§ 3 der o.g. Verordnung drei Jahre. Diese Mitglieder sollen gemäß § 3 der Verordnung in zeitlicher Anlehnung an die 
laufende Stadtratsperiode bis zum 30.04.2017 in den Umlegungsausschuss im Bereich der kreisfreien Stadt Erlan-
gen bestellt werden.  

2. Alle zu bestellenden weiteren Mitglieder sind mit ihrer Berufung in den Umlegungsausschuss einverstanden.  

3. Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die Stadträte, wurden bei der konstituierenden Sitzung des Stadtrates 
       am 05.05.2014 benannt. 

 
3. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Die notwendigen personellen Berufungen in den Umlegungsausschuss der kreisfreien Stadt Erlangen werden durch 
Beschluss wirksam. 
 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: 1. Verordnung über die Umlegungsausschüsse und das Vorverfahren in 
                           Umlegungsangelegenheiten (Umlegungsausschussverordnung – UmlegAusschV) 
                       2. Mitglieder des Umlegungsausschusses Stand 5/2014 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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1) 

2) 

1.

2.

Verordnung über die Umlegungsausschüsse und 
das Vorverfahren in Umlegungsangelegenheiten 

(Umlegungsauschussverordnung - UmlegAusschV)

Fundstelle: BayRS III, S. 483

Stand: letzte berücksichtigte Änderung: Überschrift und mehrfach geänd. (V v. 21.3.2012, 84)

Auf Grund von §§ 46 Abs. 2 und 155 des Bundesbaugesetzes (BBauG)1) und Art. 25 Abs. 1 Nr. 3 
des Kostengesetzes2) erläßt die Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung:

Fußnoten

BGBl. FN 213-1

Nunmehr Art. 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Kostengesetzes, BayRS 2013-1-1-F

§ 1

Bildung des Umlegungsausschusses

(1) 1 Ordnet die Gemeinde eine Umlegung an, so hat sie einen Umlegungsausschuß zu bilden, 
sofern nicht die Befugnis der Gemeinde zur Durchführung der Umlegung auf eine andere 
geeignete Behörde übertragen wird. 2 Dem Umlegungsausschuss kann auch die Durchführung 
vereinfachter Umlegungen übertragen werden, sofern nicht die Befugnis der Gemeinde auf eine 
andere geeignete Behörde übertragen wird.

(2) 1 Der Umlegungsausschuß führt die Umlegung durch. 2 Zu den Aufgaben des 
Umlegungsausschusses gehören nicht Zustellungen, Bekanntmachungen, die Auslegung von 
Karten und Verzeichnissen und ähnliche Geschäfte.

§ 2

Zusammensetzung des Umlegungsausschusses

(1) 1 Der Umlegungsausschuß besteht aus dem Vorsitzenden und vier weiteren Mitgliedern. 2 Von 
den weiteren Mitgliedern muß

eines dem Gemeinderat angehören,

Anlage 1
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3.

4.

1.

2.

3.

4.

5.

eines ein Beamter oder eine Beamtin sein oder gewesen sein, der oder die die Qualifikation 
für die Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik, fachlicher Schwerpunkt Vermessung 
und Geoinformation, besitzt und grundsätzlich mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe 
A 14 inne hat oder hatte,

eines ein Beamter oder eine Beamtin mit der Befähigung zum Richteramt sein oder gewesen 
sein,

eines ein Sachverständiger in der Bewertung von Grundstücken sein oder ein 
Bausachverständiger, der auf dem Gebiete des Baurechts, insbesondere der Bauleitplanung 
erfahren ist.

(2) 1 Der Gemeinderat kann abweichend von Absatz 1 beschließen, daß der Umlegungsausschuß 
aus dem Vorsitzenden und sechs weiteren Mitgliedern besteht. 2 Von den weiteren Mitgliedern 
müssen dann

zwei dem Gemeinderat angehören,

eines ein Beamter oder eine Beamtin sein oder gewesen sein, der oder die die Qualifikation 
für die Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik, fachlicher Schwerpunkt Vermessung 
und Geoinformation, besitzt und grundsätzlich mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe 
A 14 inne hat oder hatte,

eines ein Beamter oder eine Beamtin mit der Befähigung zum Richteramt sein oder gewesen 
sein,

eines Sachverständiger in der Bewertung von Grundstücken sein,

eines Bausachverständiger sein, der auf dem Gebiet des Baurechts, insbesondere der 
Bauleitplanung erfahren ist.

(3) 1 Den Vorsitz führt der erste Bürgermeister oder, wenn er verhindert ist, sein Stellvertreter. 
2 Mit Einverständnis des ersten und der weiteren Bürgermeister kann durch Beschluß des 
Gemeinderats auch ein weiterer Bürgermeister oder ein anderes Gemeinderatsmitglied zum 
Vorsitzenden bestimmt werden. 3 In diesem Fall hat der Gemeinderat aus seiner Mitte auch einen 
oder mehrere Stellvertreter zu bestimmen.

(4) 1 Die weiteren Mitglieder des Umlegungsausschusses bestimmt der Gemeinderat durch 
Beschluß. 2 Er hat für jedes Mitglied einen oder mehrere Vertreter zu bestimmen, die die gleichen 
Voraussetzungen erfüllen müssen, wie das Mitglied, zu dessen Vertretung sie bestimmt sind.

 

§ 3

Amtszeit der Mitglieder des Umlegungsausschusses

1 Führt der erste Bürgermeister den Vorsitz, so gehört er für die Dauer seiner Amtszeit dem 
Umlegungsausschuß an. 2 Gemeinderatsmitglieder, die dem Umlegungsausschuß als Vorsitzender, 
als weiteres Mitglied oder als deren Stellvertreter angehören, bleiben im Amt, bis der neugewählte 
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1) 

3) 

4) 

Gemeinderat ihre Nachfolger bestimmt hat. 3 Die Amtsdauer der übrigen Mitglieder beträgt drei 
Jahre.

 

§ 43) 

Grundsätze für die Tätigkeit des Umlegungsausschusses

(1) 1 Der Umlegungsausschuß entscheidet nach seiner freien, aus den gesamten Verhandlungen 
und Ermittlungen gewonnenen Überzeugung. 2 Er ist an Weisungen nicht gebunden.

(2) 1 Der Umlegungsausschuß berät und beschließt in nichtöffentlicher Sitzung. 2 Zu den Sitzungen 
können weitere Personen mit beratender Stimme zugezogen werden. 3 Im übrigen gilt Art. 55 Abs. 
2 der Gemeindeordnung4) entsprechend.

(3) Der Umlegungsausschuß kann die Entscheidung über Vorgänge nach § 51 des Baugesetzbuchs 
(BauGB)1) von geringer Bedeutung einer Stelle übertragen, die seine Entscheidungen vorbereitet.

(3a) Der Umlegungsausschuß kann die Entscheidung über Vorgänge nach § 51 BauGB von 
geringer Bedeutung einer Stelle übertragen, die seine Entscheidungen vorbereitet.

Fußnoten

BGBl. FN 213-1

§ 4 Abs. 3 angefügt mit Wirkung vom 1. Januar 1983 durch Verordnung vom 11. Januar 
1983 (GVBl. S. 3)

BayRS 2020-1-1-I

 

§ 5

Auflösung des Umlegungsausschusses

Der Gemeinderat kann die Auflösung des Umlegungsausschusses beschließen, wenn die 
Umlegung durchgeführt ist oder nach Ansicht des Umlegungsausschusses nicht durchgeführt 
werden kann und mit der Anordnung einer weiteren Umlegung in absehbarer Zeit nicht zu rechnen 
ist.

 

§ 6

Vorverfahren

(1) Ein nach dem Vierten Teil des Baugesetzbuchs1) erlassener Verwaltungsakt kann durch Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung nach § 217 BauGB erst angefochten werden, nachdem seine 
Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit in einem Vorverfahren (Widerspruchsverfahren) von der 
Stelle nachgeprüft worden ist, die ihn erlassen hat.

(2) § 68 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2, §§ 69 bis 73, 75 und 80 der Verwaltungsgerichtsordnung5) gelten 
entsprechend.
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1) 

5) 

6) 

Fußnoten

BGBl. FN 213-1

BGBl. FN 340-1

 

§ 7

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1961 in Kraft6) .

Fußnoten

Betrifft die ursprüngliche Fassung vom 18. Januar 1961 (GVBl. S. 27)
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      Mitglieder des Umlegungsausschusses der Stadt Erlangen  gemäß   UmlegAusschV       Stand:  5/2014  
 

Vorsitzender  (§ 2 Abs. 3 Satz 1 UmlegAusschV):                           bis 30.04.2020 (§ 3 Satz 1: Dauer seiner Amts-
Oberbürgermeister Dr. Florian Janik                                   zeit = 6 Jahre) 

Stellvertreter (§ 2 Abs. 3 Satz 1):                                             bis neu gewählter Stadtrat Nachfolger benennt 
Bürgermeisterin Susanne Lender-Cassens                              (§ 3 Satz 2) 

 

Weitere Mitglieder [M] (§ 2 Abs. 2) und deren Stellvertreter [V] (§ 2 Abs. 4 Satz 2): 

 

M:  StR Adam Neidhardt/CSU (§ 2 Abs. 2 Nr. 1)       bis neu gewählter Stadtrat Nachfolger benennt 
V:   StR Jörg Volleth/CSU          (§ 3 Satz 2)       

 

M:  StR Robert Thaler/SPD (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 )       bis neu gewählter Stadtrat Nachfolger benennt 
V:   StR Philipp Dees/SPD           (§ 3 Satz 2) 

 

M:  Vermessungsdirektor Stefan Pfister (§ 2 Abs. 2 Nr. 2)      bis 30.04.2017 
V:   Vermessungsoberrat Wolfgang Schlegel       bis 30.04.2017  

 

M:  Verwaltungsrat Florian Albrecht (§ 2 Abs. 2 Nr. 3)      bis 30.04.2017 
V:   Ltd. Rechtsdirektorin Juliane Kreller        bis 30.04.2017 

 

M:  Berufsm. Stadtrat Josef Weber (§ 2 Abs. 2 Nr. 5)      bis 30.04.2017 
V:  Ltd. Baudirektorin Annette Willmann-Hohmann       bis 30.04.2017  

 

M:  Vermessungsrat Dirk Lange (§ 2 Abs. 2 Nr. 4)       bis 30.04.2017 
1. V:   Dipl.-Ing. (FH) Gerda-Ellen Ostermann       bis 30.04.2017 
2. V:   Dipl.-Ing. (FH) Rudolf Siegesmund        bis 30.04.2017 

A
nlage 2 

Ö
  25
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Freie Wählergemeinschaft Erlangen  
im Stadtrat Erlangen, Rathausplatz 1, 91052 Erlangen 
Stadträtin Anette Wirth-Hücking, Prof. Dr. Gunther Moll 
 Zimmer 331, Tel. 0174/9855460 

______________________________________________

 
 

 1

Herrn Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
Rathausplatz 1 
 
91052 Erlangen 
 
 

Erlangen, den 16.06.2014 
 
Dringlichkeitsantrag zur Stadtratssitzung am 26.06.2014 
 
Rücknahme der Streichung von € 95.000 zur Einrichtung eines Aufzuges für die 
Fachoberschule Erlangen und Einbau des Aufzuges zum Beginn des neuen Schuljahres.  
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Dr. Janik, 
 
In der SGA-Sitzung vom 05.06.2013 wurde - nach Rücksprache mit Behindertenberater, Schulamt und 
Gebäudemanagement beschlossen,  95.000 € aus der Amtsrücklage des Sozialamtes "für die Einrichtung 
eines Aufzugs in der Fachoberschule Erlangen zu verwenden. Denn in der Fachoberschule mussten 
bereits mehrfach Schulanmeldungen behinderter Kinder wieder rückgängig gemacht werden, weil die 
Schule - mangels Aufzug - von Rollstuhlfahrern nicht besucht werden kann. 
 
In einer Referentenbesprechung wurde dieser Beschluss wieder zurückgenommen. 
Es ist keinesfalls nachvollziehbar, einen bereits vom  Sozial- und Gesundheitsausschuss 
beschlossenen Antrag zur Verbesserung der völkerrechtlich verbindlichen Inklusion einfach zu 
streichen. 
 
Antrag: 
Die aufgrund des negativen Budgetergebnisses 2013 des Sozialamtes vorgenommene Streichung 
des Posten von € 95.000 zur Einrichtung eines Aufzuges für die Fachoberschule Erlangen wird 
zurückgenommen und der Aufzug zeitnah zum Beginn des neues Schuljahres eingebaut. 
 
Begründung: 
Die in der UN-Behindertenrechtskonvention aufgeführten Rechte sind allen Betroffenen vom Staat und 
seinen Einrichtungen und Institutionen also auch von der Stadt Erlangen zu gewährleisten (sie sind 
nicht erst auf Antrag hin möglicherweise zu gewähren, sondern sie sind grundsätzlich zu 
gewährleisten)! Mit dem Einbau eines Aufzuges in die Fachoberschule Erlangen wird es Schülerinnen 
und Schülern, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, ermöglicht, diese Schule zu besuchen.  
 
Dringlichkeit: 
Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention ist - völkerrechtlich verbindlich - von 
übergeordnetem Interesse und der o.g. Antrag deshalb vom Stadtrat zu beschließen. Der Weg über 
den Sozial- und Gesundheitsausschuss ist zu zeitaufwendig, um den Aufzug für die 
Fachoberschule bis zum Beginn des Schuljahres 2014/2015 einzurichten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

Anette Wirth-Hücking     gez. Prof. Dr. Gunther Moll 
Stadträtin      Stadtrat 

Fraktionsantrag gemäß § 28 GeschO 
Eingang: 16.06.2014 
Antragsnr.: 091/2014 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: VI/24 
mit Referat: V/50 

Ö  26
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